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EINLEITUNG

Bei der Abstimmungsvorlage über die koordinierte Verkehrspoli­

tik (K V P ) geht es um neue Verfassungsbestimmungen. Verfassungs­

recht soll nicht Einzelheiten regeln. Seine Aufgabe ist es, mit 

Grundsätzen und KompetenzZuweisungen die allgemeine Richtung 

für die Politik festzulegen.

Grundsätze für eine bedürfnisgerechte und umweltschonende künf­

tige Verkehrspolitik sind Inhalt der vom Bundesrat und den 

eidgenössischen Räten empfohlenen neuen Verfassungsartikel 

36ter und 37. Die Entstehungsgeschichte und nähere Erklärungen 

zu diesen Bestimmungen finden sich hinten in den Teilen II und

III. Vorweg werden im 1. Teil die Hauptpunkte zusammenfassend 

dargelegt, über die bei der Abstimmung zu entscheiden ist.
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I. DIE HAUPTPUNKTE EINER ZUKUNFTSGERICHTETEN VERKEHRSPOLITIK

1. Gesamtkoordination von Planung und Ausbau des Verkehrs­
systems

Verkehr ist nicht Selbstzweck. Er steht im Dienst von Bevölke­

rung und Wirtschaft und soll einen möglichst grossen Beitrag 

zur Verbesserung der Lebensqualität aller gewährleisten. Diese 

Zielsetzung verlangt Veränderungen in der bisherigen Verkehrs­

politik .

Wie war es bisher?

Die bisherige Verkehrspolitik war eine Verkehrsträgerpolitik 

nach Strasse, Schiene, Schiffahrt und Luftfahrt. Namentlich 

Schiene und Strasse entwickelten sich deshalb unkoordiniert 

nebeneinander. Die Strassenbauprogramme standen im Vordergrund; 

sie profitierten von einseitig fliessenden finanziellen Mitteln 

(Treibstoffzollerträge). Die von der Allgemeinheit zu tragenden 

sozialen Kosten wurden nicht berücksichtigt. Uebergeordnete 

politische Prioritäten und Zielvorgaben wie Umwelt-, Energie-, 

Raumordnungs-, Sozial- oder Gesundheitspolitik fanden als Be­

zugsrahmen der Verkehrspolitik nur wenig Beachtung.

Die zu einseitige Bevorzugung der Bedürfnisse des motorisierten 

Strassenverkehrs bewirkte eine entsprechende Verlagerung des 

Verkehrsgeschehens von der Schiene auf den privaten Strassen- 

verkehr mit den bekannten Stauungen. Verkehrsbedingte Umwelt­

belastungen überschreiten heute Grenzwerte zum Schaden der 

Natur und der Gesundheit des Menschen. Neuere Gegenmassnahmen 

nach dem Konzept Bahn 2000 und verschärfte Abgasnormen allein 

genügen nicht, um der zunehmenden Verschlechterung der sozialen 

Kosten/Nutzenbilanz im Verkehr und damit einer spürbaren Beein­

trächtigung der Lebensqualität breiter Bevölkerungsgruppen auf 

die Dauer zu begegnen.
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Was will die koordinierte Verkehrspolitik?

Die KVP-Verfassungsartikel verlangen eine allgemeine Neuaus­

richtung, indem sie den Bundesgesetzgeber zu einer Gesamtver- 

kehrspolitik verpflichten, welche allen Verkehr zu Lande, zu 

Wasser und in der Luft aufeinander abstimmt. Es sind Priori­

täten festzulegen, um neben den Bedürfnissen der Bevölkerung 

und der Wirtschaft vor allem auch Gesichtspunkte der Raumpla­

nung und des Umweltschutzes besser zu berücksichtigen.

Die KVP will aber keinen Verkehrsdirigismus. Eine Beeinflussung 

des Verkehrs soll durch eine marktwirtschaftliche AngebotsStra­

tegie erreicht werden. Der Ausbau der Verkehrsträger darf nicht 

mehr isoliert, sondern muss koordiniert erfolgen, gemäss den 

Gesamtbedürfnissen aller Verkehrsbenützer. Schiene und Strasse 

z.B. sollen nach ihren spezifischen Vorteilen gezielt gefördert 

werden. Der private Strassenverkehr wird auch im Rahmen der KVP 

weiterhin wesentliches Rückgrat des Verkehrssystems bilden. Auf 

seine zu einseitige Bevorzugung soll aber dort verzichtet wer­

den, wo andere Verkehrsmittel - vorab der öffentliche Verkehr 

Aufgaben wirtschaftlicher und umweltfreundlicher erfüllen kön­

nen .

Das heisst praktisch, dass bei Ausbaubegehren für die Verkehrs­

infrastruktur geprüft wird, mit welchem Verkehrsträger die Ver­

kehrsbedürfnisse mit geringerem Aufwand und geringsten Auswir- 

werden können. Die bessere Berücksichtigung des Umweltschutzes 

soll zu einer Förderung der Investitionsvorhaben des öffentli­

chen Verkehrs führen. Dieses Ziel wird durch eine besondere 

zweckgebundene Finanzierung unterstützt. Damit soll die ver­

lorengegangene Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Verkehrs 

wieder hergestellt werden.

Mit diesem Konzept bestätigt die koordinierte Verkehrspolitik 

den bisherigen ungeschriebenen Grundsatz der freien Wahl der 

Verkehrsmittel durch die Benützer. Dieser Grundsatz darf aller­

dings die Gesamtinteressen nicht in Frage stellen. Deshalb 

lässt eine neue KVP-Verfassungsbestimmung zu, ausnahmsweise den
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Güterfernverkehr auf der Strasse zu beschränken, wenn die Aus­

wirkungen dieses Verkehrs es notwendig machen. Eine solche 

Massnahme muss in einem Gesetz beschlossen werden, das dem 

Referendum untersteht.

2. Die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen

Warum Aufgabenteilung?

Für unseren föderalistischen Staatsaufbau ist es wichtig, dass 

die Aufgaben funktionsgerecht auf den Bund, die Kantone und an 

die Gemeinden zugeteilt werden. Aufgaben von nationaler Bedeu­

tung übernimmt grundsätzlich der Bund, die übrigen Aufgaben 

sollen bei den Kantonen bleiben, die diese selber mit den Ge­

meinden teilen können. Damit jede staatliche Stufe diese Auf­

gaben eigenverantwortlich erfüllen kann, muss sie auch die 

nötigen Mittel dazu haben. Bis heute ist dieser Grundsatz im 

Bereich des Verkehrs nur ungenügend verwirklicht.

Ziel ist eine gerechtere Verteilung der Aufgaben und Lasten

Die bisherige Aufgabenteilung für die Strassen wird unter dem 

Titel des privaten Verkehrs zwar im Prinzip übernommen. Die 

Bundeszuständigkeit wird aber von den Nationalstrassen auf ein 

Netz von nationaler Bedeutung ausgedehnt. Dieses umfasst die 

Verbindungen zwischen den Regionen und für den Fernverkehr. 

Damit sollen keine neuen Autobahnen gebaut werden. Aber die 

Lasten für den normalen Ausbau und den Unterhalt von mehreren 

100 km Hauptstrassen werden vom Bund übernommen. Die Abgrenzung 

wird der Gesetzgeber vorzunehmen haben. Dies wird die Kantone 

wesentlich von Strassenausgaben entlasten. Davon dürften vor 

allem auch Kantone in Berg- und Randgebieten profitieren.
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Der öffentliche Verkehr wird als Aufgabe des Bundes und der 

Kantone erklärt. Der Bund kommt jedoch allein für die Finanzie­

rung des Verkehrs von nationaler Bedeutung auf. Weil nicht mehr 

nach SBB und Privatbahnen unterschieden wird, können sogenannte 

Privatbahnkantone wiederum entlastet werden.

Für den übrigen öffentlichen Verkehr, der nicht von nationaler 

Bedeutung ist, haben primär die Kantone zu sorgen. Der Bund 

erlässt aber Koordinationsgrundsätze und leistet den Kantonen 

finanzielle Beiträge, damit sie diesen regionalen Verkehr nach 

ihren Bedürfnissen bestellen können. So stellt der Bund sicher, 

dass das ganze Land genügend erschlossen w i r d . SBB und Privat­

bahnen sowie Buslinien sollen analog behandelt werden. Der 

regionale Verkehr umfasst sowohl Ueberland-, Vororts- und In­

nerortslinien. Damit ist auch der Agglomerationverkehr einge­

schlossen. Im übrigen unterstützt der Bund den Agglomerations­

verkehr wie bisher auch dadurch, dass er Strassen und Bahn­

linien von nationaler Bedeutung, welche in die Zentren führen, 

zur Hauptsache finanziert.

Zudem schreiben die KVP-Bestimmungen vor, dass der Bund den 

Kantonen Lastenausgleichszahlungen zu leisten hat. Damit soll 

erreicht werden, dass kein Kanton gegenüber heute wesentlich 

mehr belastet wird und zudem Ungleichheiten unter den Kantonen 

vermieden werden.

3. Die Eigenwirtschaftlichkeit und das Verursachungsprinzip

Wer bezahlt heute?

Für die Bereitstellung der Verkehrsanlagen und für ihren Be­

trieb geben Bund, Kantone und Gemeinden zur Zeit pro Jahr mehr 

als 7 Milliarden Franken aus. Dieses Geld muss der Staat mit 

Abgaben und Beiträgen beschaffen.
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Heute tragen die Strassenbenützer über die Treibstoffzölle und 

andere Abgaben ungefähr 80 Prozent der Kosten für Bau- und 

Unterhalt der Strassen. Bei den Bahnen ist in den Rechnungen 

auch das Betriebsergebnis enthalten. Die Kostendeckung durch 

die Benützer erreicht im Durchschnitt je nach Rechnungsart rund 

60-80 Prozent.

Nicht enthalten in diesen Rechnungen sind die Auswirkungen, die 

ausserhalb des Verkehrs anfallen, z.B. durch die Umweltbela­

stungen, die Unfälle usw. Die nicht berücksichtigten sogenann­

ten externen Kosten müssen von der Allgemeinheit getragen wer­

den. Sie verfälschen die Kostenvergleiche unter den Verkehrs­

trägern.

Was will die koordinierte Verkehrspolitik?

Jedes Verkehrsangebot hat seinen Preis. Damit es möglichst 

nicht zu Fehlleistungen kommt und Wettbewerbsverzerrungen ver­

mieden werden, müssen die Benützer der einzelnen Verkehrsnetze 

grundsätzlich die von ihnen verursachten Kosten langfristig 

decken. Zu diesem Zwecke müssen die Benützer der vom Staat 

finanzierten Verkehrsnetze entsprechende Abgaben leisten, Be­

nützer sind beim Privatverkehr die einzelnen Fahrzeughalter; 

beim öffentlichen Verkehr sind es die Transportunternehmungen, 

welche die Kosten zu erwirtschaften haben.

Neu wird in den KVP-Verfassungsgrundlagen festgehalten, dass 

nicht nur die direkten Kosten für Bau- und Unterhalt, sondern 

auch die weiteren Kosten, die der Allgemeinheit durch den Ver­

kehr erwachsen, die sogenannten externen Kosten von den Benüt- 

zern zu decken sind. Gemeint sind die negativen Auswirkungen 

auf die Umwelt usw. Damit soll der umweltbelastende Verkehrsbe- 

nützer verstärkt zur Kasse gebeten werden. Um die Lasten ge­

recht verteilen zu können, wird der Bundesgesetzgeber beauf­

tragt, zusammen mit den Kantonen Rechnungen über die Kosten der 

einzelnen Verkehrsträger aufzustellen.
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Dieses Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit erfährt aber eine 

wichtige Ausnahme. Wenn Behörden den Verkehrsunternehmungen aus 

übergeordneten Gründen Leistungen vorschreiben, die nicht wirt­

schaftlich erbracht werden können, die sogenannten gemeinwirt- 

schaftlichen Leistungen, sind diese den Unternehmungen vorweg 

zu entschädigen. Beispiele sind Tarifverbilligungen aus sozia­

len oder umweltpolitischen Gründen, Spezialkurse zur Bedienung 

einer Region. Neu ist, dass diese Leistungen für alle Verkehrs­

mittel und vollständig abzugelten sind; Unterschiede zwischen 

den SBB und konzessionierten Unternehmungen sind zu beseitigen. 

Diese Vorschrift richtet sich sowohl an den Bund, die Kantone 

und Gemeinden. Wenn derjenige, der befiehlt auch bezahlen muss, 

werden übertriebene Forderungen vermieden.

Dem Eigenwirtschaftlichkeits-Grundsatz entsprechend sind die 

für die einzelnen Verkehrsträger geleisteten Kostendeckungsbei­

träge zweckgebunden über' getrennte Rechnungen zu verwalten.

4. Eine sichere Finanzierung der Verkehrsanlagen

Die ungleiche Ausgangslage

Bisher war der Strassenbau dadurch bevorzugt, dass er durch die 

zweckgebundenen Treibstoffzölle über reichliche Finanzierungs­

mittel verfügte. Diese kamen vor allem dem Nationalstrassen- 

und dem Hauptstrassennetz der Kantone zugute. Demgegenüber 

mussten die Mittel für Investitionen für den öffentlichen Ver­

kehr von den Unternehmungen selber und im steigenden Masse 

durch staatliche Zuschüsse aufgebracht werden. Dazu waren je­

weils besondere Finanzierungsbeschlüsse bis auf Gesetzesstufe 

notwendig. Dieses Verfahren benachteiligte die Modernisierung 

der Bahnen und anderer Einrichtungen des öffentlichen Ver­

kehrs .
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Die KVP will vergleichbare Verhältnisse schaffen

Zu diesem Zweck werden zwei Sonderrechnungen geschaffen, eine 

für den öffentlichen und eine für den privaten Verkehr. Diese 

Rechnungen geben Auskunft über den Eingang und die Verwendung 

der zweckgebundenen Finanzierungsmittel der einzelnen Verkehrs­

träger. Die Mittel sind für die Investitionen des Bundes zugun­

sten des Verkehrs von nationaler Bedeutung sowie für die Bei­

träge an die Kantone bestimmt. Die vom Bund verlangten gemein­

wirtschaftlichen Leistungen sind dagegen direkt dem allgemeinen 

Haushalt zu belasten.

Für den privaten Verkehr wird dem Grundsatz nach das bisherige 

System der Strassenfinanzierung übernommen: Dieser Rechnung 

werden 50 Prozent des TreibstoffZollertrages sowie der Ertrag 

des Treibstoffzoll-Zuschlages zugewiesen. Neu wird in der Ver­

fassung eine Gesetzgebungskompetenz verankert, welche es er­

laubt, zweckgebundene Benützungsabgaben zu erheben. Diese wer­

den an die Stelle der bis 1994 befristeten pauschalen Schwer- 

verkehrsabgabe und allenfalls der Autobahnvignette treten. Sie 

können nur eingeführt werden, wenn die Treibstoffzollerträge 

nicht ausreichen, um die Kosten zu decken, die der Allgemein­

heit durch den privaten Verkehr erwachsen. Wenn das Referendum 

ergriffen wird, kann das Volk darüber entscheiden. Eine neue 

Schwerverkehrsabgabe wäre leistungsabhängig auszugestalten: Wer 

viel fährt, soll mehr bezahlen.

Um die Mittel für die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs 

langfristig zu sichern, gibt die Verfassung dem-Gesetzgeber den 

Auftrag, einen festen Anteil der Steuer- und Zolleinnahmen 

dieser Sonderrechnung zuzuweisen. Damit wird u.a. die Verwirk­

lichung von Bahn 2000 und einer noch zu beschliessenden neuen 

Alpentransversale erleichtert. In die Sonderrechnung des öf­

fentlichen Verkehrs fliessen auch die Vergütungen zurück, wel­

che die Unternehmungen für die Infrastrukturbenützung zu lei­

sten haben.
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Aus der geltenden Treibstoffzollordnung wird die Möglichkeit 

zur Finanzierung von Massnahmen im Interesse der Gesamtheit der 

Verkehrsteilnehmer übernommen (z.B. die Förderung des Hucke­

packverkehrs zur Entlastung der Strassen. Die Liste der mögli­

chen Massnahmen wird aber etwas weiter gefasst, insbesondere 

auf den Lastenausgleich zugunsten der Kantone ausgedehnt. Zudem 

kann der Gesetzgeber die Mittel sowohl aus der Rechnung für den 

privaten wie für den öffentlichen Verkehr einsetzen.

Die getrennte Finanzierung des öffentlichen und privaten Ver­

kehrs ist auf die Gesamtziele der Verkehrspolitik ausgerichtet. 

Wenn diese Ziele es erfordern, kann der Bund zweckgebundene 

Mittel ausnahmsweise für einen anderen Verkehrsträger einset­

zen. Eine solche Zweckänderung ist nur für eine beschränkte 

Zeit möglich. Zuständig für eine solche Massnahme ist das Par­

lament. Mit dem Referendum kann darüber die Volksabstimmung 

verlangt werden.

Die hier kurz dargestellten Grundsätze

- für die Koordination von Planung und Ausbau der Verkehrs­
träger

- für eine zweckmässige Aufgabenabgrenzung zwischen dem Bund 
und den Kantonen

- für die Deckung der Verkehrskosten durch die Verursacher

- für eine gesicherte Finanzierung aller Verkehrsträger

geben die Richtung für eine künftige ausgewogene Verkehrs­
politik, die auf mehr Lebensqualität ausgerichtet ist.

Die Verankerung in der Bundesverfassung schafft die ent­
sprechenden Kompetenzen, legt die Verantwortungen fest und 
weist dem Gesetzgeber die zu verfolgenden Ziele zu.
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II. ZUR VORGESCHICHTE

1. Das Verkehrsgeschehen hat sich grundlegend verändert

Das Verkehrsgeschehen hat sich in den vergangenen 50 Jahren 

grundlegend verändert. Nicht nur in der Schweiz, sondern in 

allen Industrieländern ähnlich. Zwei Erscheinungen prägen die 

Entwicklung:

- die sehr starke Zunahme der Mobilitätsbedürfnisse der Bevöl­

kerung. Gründe dafür sind u.a. der wirtschaftliche Wohlstand, 

sowie die Siedlungsentwicklung. 1950 wurden in der Schweiz 

240 Fahrten pro Einwohner und Jahr unternommen; heute sind es 

rund 1100 Fahrten oder 14'000 km.

•- die Verlagerung des Verkehrsgeschehens von der Schiene auf 

die Strasse im Zuge der Motorisierung breiter Bevölkerungs­

schichten. Auf 1000 Einwohner trifft es heute in der Schweiz 

416 Personenwagen.

Seit 1950 hat sich der Personenverkehr auf den Schienen zwar 

verdoppelt, auf den Strassen aber verzehnfacht. Neu hinzuge­

kommen ist der Luftverkehr.

Beim Güterverkehr lassen sich ähnliche Entwicklungstendenzen 

feststellen - mit Ausnahme des internationalen Güterverkehrs, 

der nach wie vor zu drei Vierteln auf der Schiene abgewickelt 

w i r d .

Diese Entwicklung hatte in den vergangenen Jahrzehnten grosse 

Auswirkungen:,

- Das Strassennetz wurde seit 1960 um fast 30% vergrössert. Der 

Hauptanteil entfiel dabei auf die Gemeindestrassen. Im Gegen­

satz dazu hat das Eisenbahnnetz in der gleichen Zeit leicht 

abgenommen.
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- Mehr als 70'000 Verkehrsunfälle mit rund 1000 Toten sind 

jedes Jahr eine Folge des dichten Verkehrsaufkommens. Rund 

9/10 davon ereignen sich im Strassenverkehr. Dieser fordert 

alle 7 Minuten einen Unfall und alle 8 Stunden einen Toten.

- Abgase und Lärm belasten in wachsenden Masse unsere Umwelt, 

unsere Gesundheit und unser Wohlbefinden.

Die Prognosen deuten darauf hin, dass der Verkehr auch in Zu­

kunft weiter wachsen wird. Je nach unserer Politik und unserem 

persönlichen Verhalten werden die für die Vergangenheit bekann­

ten Trends sich weiter fortsetzen oder es können Veränderungen 

bewirkt werden.

Weitere statistische Angaben zum Verkehr siehe im Anhang 1 .

2. Verkehrsrecht und Verkehrspolitik konnten mit der 

Verkehrsentwicklung nicht Schritt halten

Charakteristisch für das bisherige Verkehrsrecht und die darauf 

abgestützte Verkehrspolitik ist das sektorielle Denken, also 

ein Denken in abgegrenzten Bereichen wie Eisenbahnpolitik bzw. 

SBB- und Privatbahnpolitik, Strassenbaupolitik, Luftfahrt- und 

Schiffahrtpolitik. Typisch dafür sind die vielen nebeneinander 

herlaufenden, zwischen den einzelnen Verkehrsbereichen nicht 

abgestimmten Erlasse. Die unterschiedlichen Kompetenzen und 

Zuständigkeiten sind mit den Jahren derart unübersichtlich 

geworden, dass Einzelmassnahmen kaum mehr weiterhelfen.

Die verkehrspolitischen Probleme begannen sich schon seit Ende 

der 20er Jahre landesweit abzuzeichnen. Das Automobil trat im . 

grossen Umfang als Konkurrent der seit dem ersten Weltkrieg 

finanziell geschwächten Eisenbahn in Erscheinung.

Es folgten dann kurz nacheinander periodische verkehrspoliti­

sche Auseinandersetzungen, die hier nur mit Stichworten erwähnt 

werden können:
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19 35 die Ablehnung eines Verkehrsteilungsgesetzes für die

Regelung des Güterverkehrs auf Schiene und Strasse; 

1938-1946 Gütertransportinitiative und Verwerfung eines Ver- 

kehrskoordinationsartikels;

1936-1946 finanzielle Sanierung der SBB;

1957 Eisenbahngesetz zur definitiven Verankerung der soge­

nannten Privatbahnhilfe;

1956-1960 Volksinitiative, Verfassungsgrundlage und Gesetz über 

die Nationalstrassen (Zweckbindung der Treibstoff­

zölle) ;

1952-1971 Bau und Ausbau der Flughäfen Genf, Zürich und Basel; 

1963-1970 Studien über neue Eisenbahntunnels durch die Alpen; 

196 3-1970 Berichte über die Schiffbarmachung von Gewässer­

strecken in der Schweiz (Transhelvetischer Kanal 

e t c .).

Ende der 60er Jahre wurden auch die Probleme der Raumplanung 

aktuell, kündigten sich die Bedürfnisse des Umweltschutzes an 

und zeichneten sich finanzielle Engpässe ab, die zu einem ge- 

samtheitlichen Neuüberdenken der anstehenden Verkehrsprobleme 

veranlassten.

Deshalb hat der Bundesrat anfangs 1972 die Eidg. Kommission für 

die schweizerische Gesamtverkehrskonzeption (GVK-CH) einge­

setzt. Diese"Kommission Hürlimann" erhielt den Auftrag, den 

politischen Behörden Vorschläge zu unterbreiten, wie die Be­

reiche des privaten und öffentlichen Verkehrs der gesellschaft­

lichen und wirtschaftlichen Entwicklung angepasst werden kön­

nen. Diese Lösungswege sollen sicherstellen, dass das Ver­

kehrssystem auf optimale weise der allgemeinen Wohlfahrt des 

Landes und den daraus abzuleitenden nationalen Aufgaben dient.
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3. Der Bericht der Kommission für die schweizerische Gesamt­

verkehr skonzeption

Ende 1977 hat die Kommission GVK-CH ihren Schlussbericht abge­

liefert. Ihre einstimmig, d.h. auch von den Vertretern des 

privaten und öffentlichen Verkehrs angenommenen Schlussempfeh­

lungen in Form von 40 Thesen (vgl. Anhang 2) geben die neue 

Stossrichtung der Schweizer Verkehrspolitik an, mit der die 

Zukunft gemeistert werden soll. Sie hebt sich von der früheren 

verkehrspolitischen Praxis deutlich ab: Kleinere Wachstumsraten 

beim Gesamtverkehr, konsequente Förderung des öffentlichen 

Verkehrs, Konsolidierung des Privatverkehrs, wirtschaftlicher 

Einsatz der begrenzten Ressourcen sowie Minimierung der negati­

ven Auswirkungen auf Mensch und Unmwelt lauten die zentralen 

Postulate.

Die aus einem umfassenden verkehrspolitischen Programm abgelei­

teten Massnahmen lassen sich in folgende vier Grundsätze zusam­

menfassen:

- Koordinierte Planung der Verkehrsinvestitionen

- Langfristige Eigenwirtschaftlichkeit der verschiedenen Ver­

kehrsträger

- Zweckmässige Aufgabenteilung im Verkehr

- Sicherstellung der Finanzierung für den öffentlichen und den 

privaten Verkehr

Die Verfasser gaben sich Rechenschaft, dass die Verwirklichung 

dieses Programms nicht in einem einzigen Guss erfolgen könne, 

da es verschiedene Rechtsetzungsstufen betrifft: die Bundesver­

fassung, Gesetze und Verordnungen.

Die GVK-Thesen postulierten als zentrale Massnahme eine Teil­

revision der Bundesverfassung, welche die bisherigen Verkehrs­

artikel systematisch zusammenfasst und auf die Zielsetzungen 

einer koordinierten Verkehrspolitik ausrichtet.
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Der Kommissionsbericht GVK-CH wurde 1978/79 in ein grosses 

Vernehmlassungsverfahren bei den Kantonen, politischen Par­

teien, Verbänden und weiteren Interessenten gegeben. Gesamt­

haft führte die Vernehmlassung zum Ergebnis, dass die vorge­

legte Gesamtverkehrskonzeption zwar in Einzelpunkten noch Lük- 

ken und Mängel aufweise, aber ein solides Fundament für eine 

koordinierte Verkehrswegeplanung und Verkehrspolitik der Zu­

kunft darstelle. Mit klarer Mehrheit wurde der Zusammenfassung 

der Verkehrsartikel der Bundesverfassung in einem Teilrevi- 

sionspaket zugestimmt.

4. Von der GVK zur KV?

Die Ausarbeitung der bundesrätlichen Botschaft über die Grund­

lagen einer koordinierten Verkehrspolitik (K V P ) vom 20. Dezem­

ber 1982 (BBl 1983 I 941) benötigte wesentlich mehr Zeit als 

vorgesehen, hauptsächlich weil vorweg die Verfassungsvorlagen 

. für die Schwerverkehrs- und Autobahnabgabe sowie für'eine neue 

Treibstoffzollverteilung in das Parlament gebracht werden muss­

ten.

Die Botschaft über Verfassungsgrundlagen für eine koordinierte 

Verkehrspolitik geht in vollem Umfange von den Grundlagen, 

Zielen und Empfehlungen der Kommission GVK-CH aus. Der Bundes­

rat hat sich aber entschlossen, auf eine vollumfängliche Neu­

fassung des Verkehrsverfassungsrechtes zu verzichten. Damit 

wollte er Missverständnisse über neue Formulierungen vermeiden. 

Seine Vorschläge beschränkten sich deshalb auf Aenderungen, die 

dem Bund neue Kompetenzen einräumen, das Verhältnis zwischen 

Bund und Kantonen klarstellen und dem Bund für die Verkehrsge­

setzgebung Ziele vorgeben. Daneben wurden die bisherigen Ver­

fassungsartikel, welche inhaltlich mit den GVK-Empfehlungen 

vereinbar sind, in der bisherigen Form übernommen. Das bishe­

rige Verfassungsrecht über den Verkehr umfasst folgende Arti­

kel :
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BV Art. 24ter = Schiffahrt
Art. 26 = Eisenbahnen
Art. 26bis x Rohrleitungen
Art. 36 X Post- und Telegraphenwesen
Art. 36bis = Nationaistrassen
Art. 36ter x Treibstoffzölle
A r t . 37 X Oberaufsicht über Strassen und Brücken
A r t . 37bis = Automobil- und Fahrradverkehr
Art. 37ter = Luftfahrt
Art. 37quater X Wanderwege
Uebergangsbest Art. 16 Treibstoffzoll-Zuschlag

Art. 17 Schwerverkehrsabgabe 
Art. 18 Autobahnabgabe

Siehe den Wortlaut dieser Bestimmungen im Anhang 3 .

Dadurch konnte die Verfassungsrevision für die koordinierte 

Verkehrspolitik im wesentlichen auf die Art. 36ter und Art. 37 

beschränkt werden; bei Art. 36bis wurden einige Anpassungen 

notwendig. Die neuen Bestimmungen enthalten mit kleinen Abwei­

chungen das ganze verkehrspolitische Programm der seinerzeit 

einstimmig angenommenen GVK-Empfehlungen, soweit es verfas­

sungsrechtlich abgestützt werden muss.

' Nicht in den bundesrätlichen Entwurf übernommen wurden:

- eine Grundsatzbestimmung über die freie Wahl der Verkehrs­

mittel, weil eine solche Aussage neben den bestehenden ver­

fassungsrechtlichen Garantien, insbesondere der persönlichen 

Freiheit und der Handels- und Gewerbefreiheit zu Unklarheiten 

geführt hätte; die freie Wahl der Verkehrsmittel ist damit 

verfassungsrechtlich schon genügend abgesichert;

- die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs durch einen Zu­

schlag zur Umsatzsteuer; wegen der 197 9 abgelehnten Bundes- 

finanzreform musste eine andere Lösung gesucht werden.

5. Die parlamentarischen Beratungen der KVP

Die parlamentarischen Beratungen der Botschaft des Bundesrates 

haben in den Kommissionen und im Plenum des Ständerates und des 

Nationalrates nahezu vier Jahre gedauert. Obwohl die Arbeiten
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der Kommission GVK-CH allgemein grosse Anerkennung fanden, 

gaben einige Teile der Vorlage des Bundesrates zu Diskussionen 

Anlass. Es sind dies vor allem:

- die Aufgabenteilung zwischen dem Bund und den Kantonen beim 

öffentlichen Verkehr (Art. 36ter Abs. 4)

- die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs durch einen ver­

fassungsrechtlich bestimmten Anteil an den Steuer- und Zoll­

einnahmen des Bundes (Art. 37 Abs. 2 Ziffer 1)

- die Zweckbindung der Treibstoffzollerträge (Art. 37 Abs. 2 

Ziffer 2, Abs. 3 und 4).

Einwendungen gegen die Möglichkeit zur Einschränkung des Güter­

fernverkehrs auf den Strassen (Art. 3 6ter Abs. 2) und der Er­

hebung von Benützungsabgaben der Verkehrsteilnehmer zum Aus­

gleich der ungedeckten Kosten des privaten Verkehrs (Art. 37 

Abs. 2 Ziffer 2 Buchst, c) sind deutlich in Minderheit ge­

blieben.

In den meisten Punkten hat das Parlament schliesslich die Vor­

schläge des Bundesrates übernommen. Die Abweichungen bei der 

Aufgabenteilung und der Finanzierung des öffentlichen Verkehrs 

tragen Kompromisscharakter.

In der Schlussabstimmung wurde der Bundesbeschluss über die 

Grundlage für eine koordinierte Verkehrspolitik am 20. März 

1987 grossmehrheitlich angenommen, nämlich im Ständerat mit 24 

zu 15 und im Nationalrat mit 106 zu 23 Stimmen.
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III. DIE VERFASSUNGSGRUNDLAGE FUER EINE KOORDINIERTE VERKEHRS­

POLITIK

1. Der verfassunqstext

Die von den eidgenössischen Räten am 20. März 1987 beschlos­

sene Aenderung der Bundesverfassung, über die am Wochenende des

12. Juni 1988 durch Volk und Stände abzustimmen ist, hat fol­

genden Wortlaut:

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 20. Dezember 1982°,

beschliesst:

\

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 36bi* Abs. 1 zweiter Satz sowie Abs. 2 und 4 
Aufgehoben

Art. 36

1 Der Bund legt die Ziele der schweizerischen Gesamtverkehrspoiitik fest. Er 
berücksichtigt dabei die Verkehrsbedürfnisse, den wirtschaftlichen Einsatz der 
Mittel sowie die Auswirkungen auf Mensch und Umwelt. Er koordiniert im 
Rahmen seiner verfassungsmässigen Befugnisse den Verkehr zu Land, zu Was­
ser und in der Luft.

2 Wenn das Gesamtinteresse es verlangt, kann der Bund auf dem Wege der Ge­
setzgebung nötigenfalls in Abweichung von der Handels- und Gewerbefreiheit 
Massnahmen treffen, um die Strassen vom Güterfernverkehr zu entlasten.

3 Der Bund stellt beim privaten Verkehr unter Mitwirkung der Kantone die Pla­
nung, den Bau und den Unterhalt der Verkehrsnetze von nationaler Bedeutung 
sicher. Diese verbinden die Regionen und dienen dem Fernverkehr. Für die Fi­
nanzierung kommt zur Hauptsache der Bund auf. Die Kantone sorgen für die 
übrigen Verkehrsnetze des privaten Verkehrs.

4 Bund und Kantone sorgen für den öffentlichen Verkehr. Der Bund finanziert 
den öffentlichen Verkehr von nationaler Bedeutung. Er erlässt zur Sicherstel­
lung eines leistungsfähigen Gesamtverkehrssystems Grundsätze für die Ausge­
staltung des regionalen öffentlichen Verkehrs und fördert diesen nach Mass- 
gabe der regionalen Verkehrsbedürfnisse und der Finanzkraft der Kantone.

5 Die Lasten der Kantone gleicht der Bund so aus, dass kein Kanton gesamthaft 
unverhältnismässige Leistungen für den Verkehr erbringen muss.

‘ Die Benutzer der Verkehrsnetze decken, nach Abzug der Abgeltung der ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen, in der Regel langfristig die von ihnen verur­
sachten Kosten. Der Gesetzgeber bestimmt die Ausnahmen. Bund, Kantone 
und Gemeinden kommen für die gemeinwirtschaftlichen Leistungen auf, die sie 
veranlassen. Der Bund stellt in Zusammenarbeit mit den Kantonen die der All­
gemeinheit durch den öffentlichen und privaten Verkehr erwachsenden Kosten 
fest.
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K oord in ierte  V erk eh rspolitik

Art. 37

1 Der Bund deckt aus allgemeinen Mitteln die Kosten der von ihm veranlassten 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen im Verkehr.

! Er verwendet überdies jährlich, mit Einbezug der Beiträge an die Kantone:
1. Für den öffentlichen Verkehr:

a. einen Grundbeitrag, der vom Gesetzgeber im Ausmass eines Anteils 
der Steuer- und Zolleinnahmen langfristig festgelegt wird;

b. Vergütungen der Verkehrsuntemehmungen für die Benützung der 
Verkehrsnetze von nationaler Bedeutung.

2. Für den privaten Verkehr:
a. die Hälfte des Reinertrages des Treibstoffzolls oder einer entspre­

chenden Verbrauchssteuer;
b. den Reinertrag eines Zuschlages auf dem Treibstoffzoll oder auf einer 

entsprechenden Verbrauchssteuer;
c. Benützungsabgaben der Verkehrsteilnehmer zum Ausgleich der der 

Allgemeinheit durch den privaten Verkehr erwachsenden ungedeck­
ten Kosten.

s Zur Finanzierung von Massnahmen im Interesse der Gesamtheit der Verkehrs­
teilnehmer, wie Entflechtung und Verknüpfung des Verkehrs, Hebung der Si­
cherheit, Schutz gegen Naturgewalten, Umweit- und Landschaftsschutz, sowie 
für den Lastenausgleich an die Kantone kann der Bund die für den öffentlichen  
und die für den privaten Verkehr bestimmten Mittel einsetzen.

4 Der Bund legt über den Eingang und die Verwendung der Mittel für den öf­
fentlichen und für den privaten Verkehr gesondert Rechnung ab. Er kann vor­
übergehend auf dem Wege der Gesetzgebung die Zweckbestimmung dieser Mit­
tel ändern, wenn dies zur Verwirklichung der Ziele der Gesamtverkehrspolitik 
notwendig ist.

5 Die Kantone dürfen auf den Strassen, die im Rahmen ihrer Zweckbestimmung 
der Öffentlichkeit zugänglich sind, Gebühren weder erheben noch zulassen. Die 
Bundesgesetzgebung regelt die Ausnahmen.

An. 4 l ,tr Abs. 4 Bst. a zweiter Satz 
Aufgehoben

Übergangsbestimmungen

' Die Eigenwirtschaftlichkeit des Verkehrs nach Artikel 36'*r Absatz 6 ist schritt­
weise zu verwirklichen.

: Die Defizite, die in den Verkehrsnetzen von nationaler Bedeutung nach Ein­
führung der Vorfinanzierung der Investitionen durch den Bund und der vollen 
Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Leistungen entstehen, können noch wäh­
rend einer Übergangszeit von höchstens fünf Jahren aus allgemeinen Bundes­
mitteln gedeckt werden.

Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände.

Art. 19

II

Ständerat, 20. März 1987

Der Präsident: Dobler 
Die Sekretärin: Huber

Nationalrat, 20. März 1987

Der Präsident: Cevey
Der Protokollführer: Koehler
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2. Inhalt und Tragweite der KVP-Artikel

Im folgenden werden die einzelnen Bestimmungen des Bundesbe­

schlusses vom 20. März 1987 über die Verfassungsgrundlagen für 

eine koordinierte Verkehrspolitik der Reihe nach kurz kommen­

tiert. Die nicht erschöpfenden Ausführungen beziehen sich vor 

allem auf Punkte, die bei der Meinungsbildung zur Verfassungs­

abstimmung von einiger Bedeutung sein dürften. Ergänzend kann 

weitgehend auch auf die Ausführungen in der einschlägigen Bot­

schaft vom 20. Dezember 1982 (BBl 1983 II 941) zurückgegriffen 

werden.

2.1 Aenderung von Art. 36bis BV

Von Art. 36bis BV werden der zweite Satz des Abs. 1 sowie die 

Abs. 2 und 4 aufgehoben. Diesen Aenderungen des Nationalstras- 

senartikels kommt keine selbständige Bedeutung zu. Es handelt 

sich um notwendige Anpassungen an den neuen Art. 36ter.

2.2 Der neue Artikel 36ter

Dieser Artikel nimmt den Platz der bisherigen Verfassungsvor­

schriften über die Treibstoffzoll-Verwendung für die Strassen 

ein; diese wird neu in Art. 37 geregelt. Der Artikel umschreibt 

die allgemeinen verkehrspolitischen Grundsätze und regelt das 

Verhältnis zwischen dem Bund und den Kantonen.

Absatz 1 von Art. 36ter

Diese Vorschrift enthält das zentrale Anliegen der K V P : Sie 

verlangt, dass der Bund die Verkehrspolitik der bisherigen 

sektoriellen Kompetenzen für die einzelnen Verkehrsträger 

(Schiene, Strasse, Schiffahrt, Luftfahrt, Rohrleitungen; vgl.
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Anhang 3 ) nach gesamtheitlichen Zielen ausrichtet und aufein­

ander abstimmt. Dies ist nach den Erfahrungen der letzten 50 

Jahre leider keine Selbstverständlichkeit.

Der Verfassungsauftrag verpflichtet den Gesetzgeber und den 

Bundesrat, künftig alle Massnahmen im Verkehrsbereich nach den 

Bedürfnissen, den vorhandenen Mitteln und den Umweltauswirkun­

gen zu beurteilen. Diese Ziel- oder Programm-Norm will errei­

chen, dass künftige Entscheide in Verkehrsfragen, auch wenn sie 

nur einzelne Sektoren betreffen und/oder etappenweise behandelt 

werden, zu einem widerspruchslosen Ganzen, zu einer gradlinigen 

Vollzugsgesetzgebung gefügt werden. Bildlich gesprochen kann 

man diese Norm als "Bundhaken" des gesamten Verkehrsverfas­

sungsrechtes bezeichnen.

Absatz 2 von Art. 36ter

Die geltenden Verfassungsabstimmungen für die einzelnen Ver­

kehrsmittel gehen vom Grundsatz der freien Wahl der Verkehrs­

mittel aus. Dieses Prinzip, das sich u.a. aus der Handels- und 

Gewerbefreiheit ergibt, wird durch die KVP grundsätzlich nicht 

in Frage gestellt. Wenn jedoch der Güterfernverkehr auf den 

Strassen das Gesamtinteresse beeinträchtigt, erlaubt Absatz 2 

neu, für diesen Verkehr einschränkende Bestimmungen zur Entla­

stung der Strassen zu erlassen, die über rein polizeiliche 

Massnahmen hinaus steuernd auf den Güterverkehr einwirken.

Diese in den GVK-Thesen von allen Verkehrspartnern seinerzeit 

befürwortete Gesetzgebungskompetenz ist zum Schutz des privaten 

Transportgewerbes jedoch beschränkt worden. Die Gesetzesform 

garantiert die Referendumsmöglichkeit.

Absatz 3 von Art. 36ter

Die bisherige Zuständigkeit des Bundes auf dem Gebiete der 

Nationalstrassen wird auf alle Verkehrsnetze des privaten Ver­

kehrs von nationaler Bedeutung ausgedehnt. Damit wird die Vor-
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aussetzung geschaffen, um Planung, Bau, Unterhalt und Finanzie­

rung der Verkehrsinfrastruktur besser aufeinander abstimmen zu 

können. Diese Kompetenz bezieht sich also nicht nur auf die 

Strassen, sondern auch auf andere, dem privaten Verkehr dienen­

den Verkehrsanlagen, z.B. für die Schiffahrt oder Luftfahrt. 

Voraussetzung ist, dass sie Regionen verbinden und dem Fernver­

kehr dienen. Die Abgrenzungen hat der Gesetzgeber festzulegen.

Da der Begriff der "Netze von nationaler Bedeutung" weiter ist 

als derjenige der Nationalstrassen, erhält der Gesetzgeber die 

Möglichkeit, einen Teil der heutigen kantonalen Hauptstrassen 

in die Finanzierungsverantwortung des Bundes zu übertragen.

Dies wird eine erhebliche Entlastung der Kantone bringen, ins­

besondere in Gegenden mit wenig Nationalstrassen.

Die Kantone haben weiterhin über das übrige Strassennetz zu 

bestimmen, aber auch dafür aufzukommen. Sie erhalten zu diesem 

Zweck Lastenausgleichszahlungen (vgl. Abs. 5 von Art. 36ter). 

Den Kantonen wird im übrigen ein Mitwirkungsrecht bezüglich 

der Netze von nationaler Bedeutung verfassungsrechtlich garan­

tiert .

Absatz 4 von Art. 36ter

Nach den Vorstellungen der Kommission GVK und des Bundesrates 

sollte die Aufgabenabgrenzung zwischen Bund und Kantonen beim 

öffentlichen Verkehr ebenfalls nach Netzen von nationaler und 

regionaler Bedeutung erfolgen, analog zum privaten Verkehr.

Weil bei den Bahnen Schienennetz und Betrieb in einem engen 

Zusammenhang stehen, haben die eidgenössischen Räte die Auf­

gabenteilung beim öffentlichen Verkehr in einem besonderen 

Abschnitt geregelt.

Dabei wurde vorangestellt, dass Bund und Kantone für den öf­

fentlichen Verkehr zu sorgen haben. Auf eine abschliessende 

Abgrenzung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen wurde zu
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Gunsten einer gesetzlichen Regelung verzichtet. Die übrigen 

Bestimmungen des Absatzes 4 legen für diese Gesetzgebung fol­

gende Bedingungen fest:

a. Der Bund allein hat den öffentlichen Verkehr von nationalem 

Interesse zu finanzieren;

b. Der Bund hat für den regionalen öffentlichen Verkehr Grund­

sätze zu dessen Ausgestaltung aufzustellen und diesen Ver­

kehr zu fördern, d.h. mit Beiträgen zu unterstützen. Der 

Bundesgesetzgeber erhält also den Auftrag, für das ganze 

Land und abgestimmt auf die regionalen Bedürfnisse auf eine 

genügende Verkehrsversorgung hinzuwirken. Dabei müssen bis­

herige Unterschiede zwischen sogenannten SBB- und Privat- 

bahnkantonen überwunden werden.

c. Aus diesem System folgt, dass die Kantone zuständig sind, im 

Rahmen der Bundesgrundsätze und mit finanzieller Hilfe des 

Bundes den regionalen öffentlichen Verkehr nach ihren eige­

nen Bedürfnissen auszugestalten. Die Verfassung versteht 

unter dem regionalen öffentlichen Verkehr alle jene Berei­

che, die nicht zum Verkehr von nationaler Bedeutung gehören. 

Die Verbindungen zu Randgebieten wie der sogenannte Agglome­

rationsverkehr in städtischen Siedlungsräumen sind inbe­

griffen.

In den letzten Jahren haben zahlreiche Kantone Gesetze für 

die Verkehrsplanung und die Förderung des öffentlichen Ver­

kehrs erlassen (vgl. Anhang 4 ). Diese kantonalen Initiativen 

zur regionalen Verkehrsbewältigung liegen ganz in der GVK- 

Zielrichtung für eine zweckmässige Aufgabenteilung. Der Bund 

wird diese Bestrebungen durch Beiträge unterstützen (vgl. 

oben bei b .).
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Absatz 5 von Art. 36ter

Dieser Absatz schreibt einen zusätzlichen Lastenausgleich für 

die Kantone vor. Dieser bringt die grundlegende Neuigkeit, dass 

nicht mehr getrennt nach einzelnen Verkehrsbereichen, etwa für 

Strassen oder Bahnen, vorzugehen ist. Vielmehr sind im Sinne 

einer koordinierten Politik die Gesamtkosten der Kantone, in­

klusive diejenigen der Gemeinden in Betracht zu ziehen. Damit 

wird auch der Agglomerationsund Ortsverkehr erfasst.

Absatz 6 von Art. 36ter

Alle Benützer von Verkehrsnetzen haben im Prinzip die von ihnen 

verursachten Kosten zu decken. Damit wird das Eigenwirtschaft- 

lichkeits- und Verursachungsprinzip verankert. Unter den zu 

deckenden Kosten sind ausdrücklich nicht nur die Aufwendungen 

für die Wegebereitstellung und -erhaltung, sondern darüber 

hinaus die weiteren Kosten der Allgemeinheit, z.B. für die 

Umweltbelastung gemeint. Die volkswirtschaftlichen Vorteile des 

Verkehrs sind selbstverständlich mitzuberücksichtigen. Einzel­

heiten sind durch Gesetz zu regeln.

Die Verfassungsbestimmung beschränkt aber das Kostendeckungs­

prinzip zu Lasten der Benützer dadurch, dass die Leistungen im 

öffentlichen Interesse (z.B. die Tarifverbilligung) von den 

veranlassenden Gemeinwesen bzw. Kantonen oder dem Bund direkt 

getragen werden müssen. Den Kantonen wird zudem eine Mitwirkung 

bei der Erstellung der Kostenrechnungen für den öffentlichen 

und privaten Verkehr zugesichert.

2.3 Der neue Artikel 37

Art. 37 regelt als zweiten Hauptteil der Verfassungsgrundlagen 

für eine koordinierte Verkehrspolitik die Finanzierung des 

Verkehrs im Sinne einer gesamtheitlichen Ordnung. Der neue Text
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von Art. 37 tritt an die Stelle der bisherigen Bestimmung be­

treffend die Oberaufsicht über die Strassen und Brücken; diese 

ist nun im neuen Art. 36ter eingeschlossen.

Absatz 1 von Art. 37

Abs. 1 stellt zuhanden des Gesetzgebers und der Finanzbehörden 

vorerst klar, dass die vom Bund von den Verkehrsträgern und 

Unternehmungen verlangten gemeinwirtschaftlichen Leistungen, 

wie z.B. Auflagen im Regionalverkehr, aus den allgemeinen Bun­

desmitteln zu decken sind. Die Finanzhoheit der Kantone wird 

von dieser Vorschrift und von den folgenden Abs. 2-4 nicht 

betroffen.

Absatz 2 von Art. 37

Die Bestimmungen dieses Absatzes bringen eine Angleichung der 

Finanzierungssysteme für den öffentlichen und privaten Verkehr. 

Der "öffentliche Verkehr" untersteht einem Bundesmonopol, wie 

vor allem die Eisenbahnen. Mit dem "privaten Verkehr" ist 

hauptsächlich der motorisierte Strassenverkehr bzw. das Stras- 

sennetz angesprochen. Mischformen, wie z.B. konzessionierte 

Automobilbetriebe wird der Gesetzgeber zuordnen. Die Ziffern 1 

und 2 legen einerseits eine getrennte Mittelbeschaffung für den 

öffentlichen und privaten Verkehr fest und bilden gleichzeitig 

die Kompetenznormen für die Erhebung bzw. Zweckbindung der 

erforderlichen Abgaben.

Ziffer 1 verwirklicht für den öffentlichen Verkehr ein altes 

Postulat, indem für die Finanzierung der Investitionen ein 

fester jährlicher Anteil der Bundeseinnahmen vorgesehen wird, 

analog den Anteilen der Strassen am Treibstoffzollertrag.

Durch den vom Gesetzgeber langfristig festzulegenden Anteil 

(5% der Steuer- und Zolleinnahmen ergäben z.Zt. rund 1,2 Mia. 

Franken) soll der Ausbau des öffentlichen Verkehrs, wie er
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inzwischen mit dem Konzept BAHN 2000 eingeleitet wurde, abge­

sichert und die Wettbewerbsgleichheit mit der Strasse herge­

stellt werden.

Die öffentlichen Verkehrsbetriebe haben im übrigen für die vom 

Bund vorfinanzierten Infrastrukturen gemäss dem Verursachungs­

und Eigenwirtschaftlichkeitsprinzip aus den erwirtschafteten 

Erträgen Benützungsvergütungen zu leisten.

Ziffer 2 hält für den privaten Verkehr an der bewährten Finan­

zierung über den hälftigen Anteil am Treibstoffzollertrag (Bst. 

a) sowie über einen Treibstoffzollzuschlag (Bst. b) fest. Die 

Erhebung des Zollzuschlages wird zwar nicht mehr vom Mittelbe­

darf für eine abschliessende Liste von Strassenbedürfnissen 

abhängig gemacht; sie wird aber durch den Grundsatz der Eigen­

wirtschaftlichkeit der Verkehrsträger und die generelle Zweck­

bindung für den privaten Verkehr beschränkt (vgl. Art. 36ter 

Abs. 6 und Art. 37 Abs. 4 erster Satz).

Buchstabe c ermächtigt den Bundesgesetzgeber, die nur bis Ende 

1994 geltende Uebergangsordnung für die pauschale Schwerver- 

kehrsabgabe und die Autobahnvignette durch verursachungsge­

rechte Benützungsabgaben zu ersetzen. Diese Abgabekompetenz ist 

begrenzt durch die Höhe der nicht gedeckten Kosten der Allge­

meinheit, die ihr durch den privaten Verkehr erwachsen.

Absatz 3 von Art. 37

Diese Bestimmung ermöglicht dem Bundesgesetzgeber, für Massnah­

men, die der Gesamtheit der Verkehrsteilnehmer, d.h. sowohl dem 

öffentlichen wie dem privaten Verkehr dienen, zweckgebundene 

Mittel aus beiden Finanzierungsgruppen gemäss Abs. 2 einzuset­

zen. Damit wird die bereits 1983 in die Verfassung eingefügte 

erweiterte Treibstoffzollverteilung übernommen. Die unbefriedi­

gende bisherige Detailaufzählung wird aber allgemeiner gefasst, 

z.B. statt "Förderung des kombinierten Verkehrs ... Transport 

begleiteter Motorfahrzeuge ... Bahnhofparkanlagen sowie ...
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Trennung des Verkehrs" neu "Massnahmen zur Entflechtung und 

Verknüpfung des Verkehrs". Damit ist u.a. die viel diskutierte 

Finanzierung von Parkplätzen zur Verbindung des privaten mit 

dem öffentlichen Verkehr (nicht nur bei Bahnhöfen) ebenfalls 

eingeschlossen. Neu soll zudem der Lastenausgleich an die Kan­

tone wahlweise aus den Mitteln des öffentlichen und privaten 

Verkehrs finanziert werden können.

Absatz 4 von Art. 37

Der erste Satz von Absatz 4 enthält zur Absicherung der In­

teressen der verschiedenen Verkehrsinteressenten einen Gesetz­

gebungsauftrag für eine getrennte Rechnungsführung über die für 

den öffentlichen und den privaten Verkehr bestimmten Mittel. 

Damit wird eine verursachungsgerechte Belastung der einzelnen 

Kategorien von Verkehrsteilnehmern sichergestellt*

Im zweiten Satz wird eine Ausnahme von der getrennten Finan­

zierung des öffentlichen und privaten Verkehrs zugelassen.

Diese ist aber gegenüber den Vorschlägen des GVK-Berichtes 

stark eingeschränkt worden. Statt des seinerzeit vorgesehenen 

automatischen Ausgleiches wird nur vorübergehend, d.h. für 

beschränkte Zeit gestattet, zweckgebundene Mittel für einen 

anderen Verkehrsträger zu verwenden. Voraussetzung für eine 

solche Massnahme ist, dass sie sich zur Erfüllung der Zielset­

zungen der Gesamtverkehrspolitik aufdrängt. Sie untersteht 

zudem dem Gesetzesreferendüm; es hat also die gleiche Instanz 

zu entscheiden, welche die Höhe der zweckgebundenen Finanzie­

rungsmittel der Verkehrsträger festlegt.

Absatz 5 von Art. 37

Hier wird der bisher geltende Grundsatz (aus Art. 37 Abs. 2 BV) 

übernommen, dass für Strassen, die im Rahmen ihrer Zweckbestim­

mung der Oeffentlichkeit zugänglich sind, keine Gebühren erho­

ben werden dürfen. Der neue Verfassungstext präzisiert, dass
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sich diese Bestimmung an die Kantone richtet. Die Bundesgesetz­

gebung kann Ausnahmen zulassen. Damit soll u.a. die bisherige 

Praxis der Gebührenerhebung für die Alp- und Forstwirtschaft 

eingegrenzt werden.

2.4 Aenderunq von Art. 41 Abs. 4 BV

Zur formellen Anpassung an die neuen Bestimmungen von Art.

3 6ter und 37 KVP ist in der Aufzählung der Verbrauchssteuern 

ein überflüssiger Verweis gestrichen worden. Die Möglichkeit, 

die Treibstoffzölle durch landesinterne Verbrauchssteuern zu 

ersetzen, besteht schon seit 1971.

2.5 Uebergangsbestimmung Art. 19

Uebergangsbestimmungen haben den Zweck, den Wechsel vom alten 

zum neuen Rechtszustand zu regeln. Im vorliegenden Fall geht es 

um die Verwirklichung des in Art. 36ter Abs. 6 der Vorlage 

aufgestellten Grundsatzes der Eigenwirtschaftlichkeit der Ver­

kehrsträger .
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3. Das Verhältnis zu aktuellen verkehrspolitischen 
Entscheiden

3.1 Auf dem Weg zur Verwirklichung der KVP

Seit die Arbeiten und Beratungen für eine koordinierte Ver­

kehrspolitik im Gange sind, konnten die seit über zehn Jahren 

angestauten Verkehrsprobleme nicht "eingemottet" werden. Für 

die Bewältigung von Umweltproblemen und Verkehrsbedürfnissen 

mussten situationsgerechte Lösungen gesucht und getroffen wer­

den. Dabei wurde bei allen Entscheiden darauf geachtet, dass 

sie dem Geist und Inhalt der Gesamtverkehrskonzeption entspre­

chen.

Erwähnt werden können in diesem Zusammenhang

- die erweiterte Treibstoffzoll-Verteilung
- die befristete Uebergangsordnung für Schwerverkehrsabgabe und 

Autobahnvignette
- die Nationalstrassenüberprüfung
- das Transportgesetz
- der Leistungsauftrag an die SBB
- das Projekt Bahn 2000
- die Verschärfung der Abgasnormen für Motorfahrzeuge 

3•2 Teillösungen genügen nicht

Solche Massnahmen ergeben aber noch keine koordinierte Ver­

kehrspolitik . Es sind Ansätze dazu, bleiben aber Teillösungen. 

Sie sind weitgehend noch nach sektoriellen Bedürfnissen ver­

wirklicht worden, sind lückenhaft, z.T. Provisorien. Sie sind 

wie lose Mosaiksteine, die erst noch zu einem Gesamtbild zusam­

mengefügt und ergänzt werden müssen.

Notwendig sind Grundsatzbestimmungen,

- welche die bisherigen Bestrebungen in einen verbindlichen, 

langfristigen Gesamtrahmen stellen,

- die ungenügenden Bundeskompetenzen ergänzen,

- die dem Gesetzgeber die Ziele vorgeben, nach denen alle Ver­

kehrsträger aufeinander abzustimmen sind,
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- welche die Aufgaben zwischen dem Bund und den Kantonen über­

sichtlicher abgrenzen, um klarere Verhältnisse zu schaffen,

- die den Kantonen Ansprüche auf aufgabengerechte Verkehrsfi- 

nanzierungsbeiträge des Bundes für den regionalen Verkehr 

verbriefen,

- welche die Verkehrsbenützer zur langfristigen Deckung der von 

ihnen verursachten Kosten verpflichten,

- die Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Verkehrsträgern 

beseitigen,

- die eine langfristige Finanzierung der Systeme des öffent­

lichen und privaten Verkehrs sicherstellen.

Um dieses Programm sicherzustellen, sind die von den eidgenös­

sischen Räten beschlossenen Verfassungsbestimmungen für eine 

koordinierte Verkehrspolitik notwendig. Eine langfristige Aus­

richtung der damit angestrebten Verkehrspolitik ist nur mög­

lich, wenn diese Verfassungsgrundlagen in einem Wurf beschlos­

sen werden. Sonst bestünde die Gefahr, dass nur einzelne Teile 

verwirklicht werden und die Gesamtverkehrskonzeption Stückwerk 

bleibt.

4. Das Verhältnis zum Ausland

Wegen der zentralen Lage und der Wirtschaftsstruktur der 

Schweiz spielt der grenzüberschreitende Verkehr (Ein- und Aus­

fahrten, Transit) eine wichtige Rolle. Es gehört aber zur Sou­

veränität unseres Landes, dass es selber über die Verkehrs­

einrichtungen zum Anschluss an das Ausland und die Bedingungen 

für deren Benützung entscheiden kann. Die schweizerische Hal­

tung auch zum grenzüberschreitenden Verkehr muss, wenn sie 

glaubhaft sein soll, nach langfristigen klaren Grundsätzen
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ausgerichtet sein. Nur so können wir gewissen Druckversuchen 

aus dem EG-Raum, z.B. für die Zulassung von 40 t-Lastwagen im 

Transitverkehr auf die Dauer standhalten. Ein Verzicht auf 

unsere geltende 28 t-Limite hätte eine Lawine von "schweren 

Brummern" durch unser Land zur Folge.

Um zusätzliche Belastungen unserer Strassen, zusätzliche Stras- 

senausbauten und Umweltbeeinträchtigungen möglichst zu vermei­

den, will der Bundesrat den kombinierten Bahn/Strassenverkehr 

(Huckepack etc.) fördern und zu diesem Zweck eine neue Eisen- 

bahn-Alpentransversale bauen. Die Verfassungsgrundlagen für 

eine koordinierte Verkehrspolitik bilden eine wichtige Voraus­

setzung, dass dieses Transitkonzept im allgemeinen Landesinter­

esse zügig verwirklicht werden kann. Von Bedeutung sind fol­

gende Elemente der KVP-Artikel:

- der Auftrag zur koordinierten Planung und Verwirklichung von 

Verkehrsanlagen mit den geringsten Umweltbelastungen;

- die langfristige Finanzierung aus zweckgebundenen Mitteln für 

den öffentlichen Verkehr (und des Huckepackverkehrs aus 

Strassenmitteln);

- die Möglichkeit zur Erhebung einer verbesserten Schwerver- 

kehrsabgabe unter Berücksichtigung der gefahrenen Distanzen 

und der Umweltbelastung;

- die Möglichkeit den Güterfernverkehr mit Lastwagen zu be­

schränken, wenn dies zur Strassenentlastung notwendig ist.
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ZAHLEN ZUM VERKEHR IN DER SCHWEIZ

• Die heutigen Verkehrsnetze

Strasse total _____________________________________70'000 km

davon Nationalstrassen 1’400 km
Kantonsstrassen 18 ’000 km
Gemeindestrassen 51’000 km

Oeffentlicher Verkehr total 19'000 km
davon SBB 3'000 km

Privatbahnen 2 '000 km
Ueberland-Buslinien 12 '500 km
Nahverkehrslinien 1 '500 km
(Tram, Trolley, Autobus)

Rohrleitungen (Oel) 240 km

• Anteil der Verkehrsflächen an der produktiven Fläche der Schweiz

Produktive Fläche der Schweiz 32'493 km 2 100 %

Nationalstrassen 56 km;? 0,2 %
Strassen insgesamt 595 km 1,8 %
Bahnen 133 km^ 0,4 %
Flugplätze und Hafenanlagen 22 km Ô 0,07 %
Total Verkehrsflächen 806 km 2,5 %

• Fahrzeugbestände

Personenwagen 
Güter-Nutzfahrzeuge 
Motorräder 
Motorfahrräder 
Fahrräder

1950 1986

150'000 
3 4'000 
7 4'500 
1' 500 

1'796'000

2’679'000 
207'000 
226'000 
628’000 

2’450'000

• Beschäftigte im Sektor "Verkehr"

Total Beschäftigte in der Schweiz 1985 2'960''000 100 %

davon priv. + öffentl. Strassenverkehr 145''800 4,9 %
Bahnverkehr 47''100 1,6 %
Wasserverkehr V'900 0,1 %
Luftverkehr 20’'100 0,7 %
Rohrleitungen 100 0

Total Sektor "Verkehr" 216''000 7,3 %
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• Staatliche Aufwendungen für den Verkehr

(Zahlen pro 1985 (Strasse = 1984) in Mio. Franken gerundet)

Bund Kantone u.

Strassenverkehr

Nationalstrassen 1'130 250
Kantons- und Gemeindestrassen 340 2'730
Oeffentl. Verkehr auf Strassen 110 370

Schienenverkehr

SBB 1'080 130
Privatbahnen 370 230

Luftfahrt 140 260

Schiffahrt 1 n>e

Gemeinden

Verkehrsaufwendungen des Bundes insgesamt rund 3'150 Mio.Fr.

Verkehrsaufwendungen der Kantone inkl. Gemeinden rund 3'950 Mio.Fr.

Total 7'100 Mio.Fr.



Die 40 GVK-Thesen

Zur Varianlenwahl

©  G rund lage der G e sam tverk eh rsk on zep tion  b ild et das v o n  der K o m m iss io n  entw ik - 
kelie m ehrstu fige Z ie lsy stem , w e lch es  sich  a u f d en  A uftrag d es  B u n d esra tes vom  
19. Januar 1972 ab stü tzl. D essen  drei H a u p tz ie lb ere ich e  (B efr ied ig u n g  d er  Ver- 
keh rsb ed ü rfn isse, w irtsch aftlich er  E in satz  d er M itte l, B erü ck sich tigu n g  d er d irekten  
und ind irek ten  A u sw irk u n gen ) lie fern  d ie  M assstab e  für d ie  B ew ertu n g  der V arian­
ten. D as S ch w erg ew ich t kom m t in  A nbetracht d es  relativ  h o h en  E n tw ick lu n g ssta n ­
des des sch w e izer isch e n  V erk eh rssystem s fQrdcrhin d em  w ir tsch a ftlich en  M itte l­
ein satz  und der V erb esseru n g  der A u sw irk u n gen  d es  V erkehrs zu.

(J) D ie  K om m ission  sch lag t d em  B und esrat vor, der S ch lu ssvarian te  2 d en  V orzug zu 
geben . D iese  ist e in erse its  charakterisiert du rch d ie  A n p a ssu n g  d es S tra ssen n clzes  
und d es B au p rogram m es der N ation a lstrassen  an d ie  verän derten  w ir tsch a ftlich en , 
so z ia len  und Ö k o log isch en  G eg eb e n h e iten . A n d erse its  so ll das L eistu n gsan geb ot 
der B ahnen im  H in b lick  a u f d en  für sie  w esen sg erech ten  V erkehr kon zentriert und  
gezielt verbessert w erd en . D azu geh ört au ch  der Bau vo n  n eu en  E isen b a h n -H a u p t- 
transversalen  z w isch en  G en fer see  un d  B o d en see  so w ie  zw isch en  B asel un d  Jura- 
sü d fu ss, w e lch e  geg en ü b er  d em  m otorisierten  P erson en verkehr k on k u rren zfäh ig  
sind .

(¿1 D ie  der G esa m tv erk eh rsk o n zep tio n  zu g ru n d elieg e n d en  Z ie le  und d ie  zu ihrer R ea ­
lisieru ng n o tw en d ig en  M assn ah m en  s in d  in  rege lm ässigen  A b stä n d en  a u f  ihre  
Ü b erein stim m u n g m it der w eiteren  E n tw ick lu n g  von G e se llsch a ft , W irtsch aft und  
U m w elt zu Uberprüfen.

Es ist a u sserd em  dafür zu so rg en , d ass  im  S in n e  e in er  E rfo lgsk on tro lle  d ie  ta tsä ch ­
lich en  A u sw irk u n gen  d er durchgcfO hrten M assn ah m en  p er io d isc h  a u f  ihre Z iel- 
kon form itat b eurteilt w erd en .

L aufend e A rb eiten , d ie  w egen  ihrer K om p lex itä t n ich t a b g e sch lo sse n  w erd en  
k on n ten , m ü ssen  w eitergefü h rt w erd en . In sb eso n d ere  sin d  zu m  P rob lem  der ex ter ­
nen K osten  und N u tzen  w eitere w issen sch a ftlich e  G ru n d lagen  zu b e sch a ffe n , um  
ihre A u sw irk u n gen  gesam th aft fe stste llen  und a llfa llig c  W cltbew erb svcrzerru ngen  
b eseitigen  zu k ön n en .

Zur Gliederung des Verkehrssystems

©  D ie Z u stän d igk eit über d ie  V erkehrsnetze un d  V erkehrsarten so ll in Ü b er e in stim ­
m ung mit der In teressen lage  un d  mit dem  fö d era listisch en  A u fb a u  d e s  L andes  
nach fu n k tio n a len  G e sich tsp u n k ten  a u f Bund un d  K an ton e  a u fg ete ilt w erd en  (Ver- 
kehrsh ierarch ie). D em en tsp rec h en d  wird zw isc h e n  n a tio n a len  un d  reg io n a len  Vcr- 
keh rsau fgab en  u n d  V erk eh rsnetzen  u n tersch ied en . D ie  V erk nüpfung  d er b e id en  
N etze  ist durch d en  B und  m itzu gesta llen .

(?) Zu den n a tio n a len  A u fg a b en  im  R ahm en der n eu en  V erk eh rsh ierarch ie  g eh ö ren :
-  d ie  S ich erste llu n g  d e s  n a tio n a len  un d  in tern ation a len  F ernverkehrs.
-  d ie  G ew ä h r le istu n g  der V erb in d u n g  der L a n d es lc ile  un d  R eg io n en  u n tere in a n ­

der.
-  der A n sch lu ss  der K an ton sh au p tortc  an d ie  n a tio n a len  N e u e  d es  ö ffen tlic h e n  

und privaten  V erkehrs.
-  d ie B ese itigu n g  sto sse n d er  U n tersch ied e  in  der verk eh rsm assigen  B asiscrach lies-  

su n g  der K antone.

D ie  h o h e it lic h en  R ech te Ober d ie  P lan u n g, d en  Bau, d en  U n terh alt un d  d ie  F in a n ­
zieru n g  e in er  V e rk ch n in fra stm k tu r  un d  d as E igentum  an d ieser  so w ie  d ie  B elricbs- 
fü h n in g  m ü ssen  n ich t n o tw en d ig erw e ise  zu sa m in en fa llen .



( t )  D er  B und g ew ä h r le iste t du rch e in en  b e so n d e ren  L a sten a u sg le lch , d a ss  kein  K an- 
lo n  w eg en  d en  zu sä tz lich en  A u fg a b en , d ie  ihm  d ie  n e u e  V erk eh n h ier a rch ie  üb er­
trägt, in sg esa m t w e sen tlich  m ehr b elastet w ird als b ish er . D ie s  g ilt auch  Tür d ie  
Ü b erg a n g sp h a se . D er  L a sten a u sg le ich  ist der kO nftigen E n tw ick lu n g  des Verkehrs  
u n d  se in er  E rtr lg e  s o w ie  d e n  Ö ffen tlichen  F in a n zen  a n zu p a ssen .

(i )  Im R ah m en  d er ih n en  zu g eo rd n eten  K o m p eten zen  u n d  H iera rch iestu fen  en tsch e i­
d en  der B und b zw . d ie  K an ton e  se lb st Ober d en  E in sa tz  d er fin a n z ie llen  M ittel zur 
G esta ltu n g  der V erkehrsinfrastruktur un d  zur B ee in flu ssu n g  d es  L eistu n gsan geb ots  
der v ersc h ied en en  V erkehrsträger. D ie  K o o rd in a tio n  u n ter d en  K an ton en  ist si- 
ch crzu stc llen .

( t )  D ie  A u fte ilu n g  der verk eh rsp o litisch en  Z u stä n d ig k e iten  zw isc h e n  d en  K an ton en  
u n d  ihren  G em e in d en  ist n ich t B u n d essa ch e . D ie  K a n to n e  reg e ln  s ie  en tw ed er  
se lb stä n d ig  od er  gem e in sa m  m it d en  N a c h b a r k a n lo n cn .

Zur Koordination von Planung, Bau und Unterhalt der Verkehrsityfrastruktur

(e) B und un d  K an ton e p la n en  in  Ihrem  Z u stln d lg k c ltsb c re lc h  d ie  v e r sch ied en e n  Ver­
k eh rsn etze  a ls e in  au fe in a n d er  ab gestim m tes  G esa m tsy stem  un d  se tze n  d ie  P rior iti-  
ten  für d ie  A u sfü h ru n g  fest.

(Q  D ie  Z w eck m ä ssig k e it grösserer In v estitio n en  fQr d ie  V erk eh rsln frastn ik tu r  ist in  j e ­
d em  Fall an H an d  der Z ie lse tzu n g en  d er V erk eh rsp o litik  zu Q berprtlfcn. S o w o h l  
d ie  m essb aren  w ie  d ie  n ich t m essb aren  g esa m tw ir tsch a ftlich en  K o sten  u n d  d ie  en t­
sp r ec h en d en  N u tz en  s in d  d ab ei zu b erü ck sich tigen .

©  Für je d e s  Infrastrukturprojekt v o n  n a tio n a ler  B ed eu tu n g  ist d ie  Z w ec k m lss ig k e it  
ü b erd ies  au fgru n d  vo n  v erg le ich e n d en  U n tersu ch u n g en  (in sb eso n d e r e  der A u sla ­
stu n g  b esteh en d er  Infrastrukturen un d  and erer M ö g lic h k e iten ) n a c h z u w e isen . Es 
ist jen er  V ariante un d  jen em  R ea lisicru n g sze ilp u n k l der V orzu g zu  g eb en , w e lch e  
nach  d en  K riterien  der G esa m tv crk eh rsk o n zcp tio n  d en  h ö ch sten  Z ic lerfü llu n gs-  
grad erre ich en .

Zur Abgeltung der gemeinwirtschaßUchen Leistungen

Q  Zur B estim m u n g  un d  A b ge ltu n g  g e m ein w ir tsch a ftlich er  L eistu n gen  ist e in e  neue, 
u m fa ssen d e  R eg elu n g  u n erlässlich . D ie se  L eistu n gen , d ie  bei k a u fm ä n n isch er  G e ­
sch ä ftsfü h ru n g  n ich t o h n e  en tsp rech en d en  A u sg le ich  zu m u tb ar s in d , w erd en  im  
ü b ergeord n eten  In teresse  zur E rfü llu ng von  k u ltu re llen , so z ia len , u m w eit- und  
en e rg iep o litisch en , v o lk sw ir tsch a ftlich en  od er  s ic h cr h e itsp o litis ch e n  Z ie lse tzu n g en  
gefordert.

Im G eg en sa tz  zur b ish er ig en  Praxis so llen  in sk ü n ftig  a ls  g em eln w lr tsch a ftlich e  L ei­
stu n g en  nur A u fla g en  anerkann t w erd en , d ie  vo n  d e n  zu stä n d ig en  p o litisch en  In­
stan zen  (B u n d , K an ton e un d  G e m e in d en ) verlangt u n d  im  vorau s m it d en  Ver- 
k eh rsu n tern ch m u n gen  n ach  U m fan g , B ed in g u n g en  u n d  A b g e ltu n g sb e tr lg e n  ausge- 
h an d elt w urden .

0  D ie  g e m e in w lr tsch a ftlich cn  L eistu n gen  s in d  vo n  d en  zu stä n d ig en  p o litisch en  In ­
stan zen  d es  B u n d es, der K an ton e  un d  der G e m e in d en  p er io d isch  d a ra u f zu Ober­
prüfen , ob  sic  w eiterh in  n o tw en d ig  un d  g en ü g en d  s in d  un d  v om  g ee ig n e tsten  Ver­
kehrsträger erbracht w erd en .



iji D ie gem ein w irtsch aftlich en  L eistu n gen , w e lch e  der Dund verlangt, s in d  aus a llg e ­
m einen  H au sh altm ilteln  zu fin a n z ieren . S ie  s in d  nach  M ög lich k e it je n e n  D ep arte- 
m enten  zu belasten , d en en  sie  sa ch lich  zu g eh ö ren .

15 D er Bund anerkennt d ie  T arifan n ah eru n g  a ls  e in e  g e m ein w ir tsch a ftlich e  L eistung  
zu sein en  Lasten , um e in e  m ö g lich st d ezen tra lis ier te  S ied lu n gsstru k tu r  zu erh alten . 
M eth od e und K riterien der D em essu n g  sin d  zu ü b erprüfen  und z ie lk o n fo rm  zu g e ­
stalten.

Z usätzliche gem ein w ir tsch a ftlich e  L eistu n gen  d es V erk eh rssystem s k ö n n en  in  e n t­
w ick lu n gssch w ach en  R eg io n en  u n d  in B a llu n g sg eb ie ten  n o tw e n d ig  w erd en , um  im  
ersten Falle s to ssen d e  M an gel d er B a sisersc h lie ssu n g  zu m ildern  un d  im  zw eiten  
Falle unzum utbare U m w eltb e la stu n g en , d ie  du rch d en  Verkehr veru rsach t w erd en , 
zu verm indern.

D ie  K antone u m sch reib en  d ie s e  b e so n d eren  g em e in w ir tsch a ftlich en  L eistu ngen  
und gelten  sie  ab. D er  B und gew ah rt d a fü r  g e z ie lte  B eitrage aus d en  V erkehrs-
fon ds.

Zum Wettbewerb im Verkehr

i i  D ie  b isher b esteh en d en  S ta a tsm o n o p o le  für d ie  gew erb sm ässige  P erso n en b e fö rd e ­
rung, das Post- und F ern m eld e-, E isen b a h n - und L uftverkehrsw esen  so w ie  für d ie  
R ohrleitun gen  so llen  b e ib eh a lten  w erd en . D er  in d iv id u e lle *• V erkehr (P erson en  
und G üter) ist auch in Z uku nft nur p o lize ir ech tlich e n  B esch rän k u n gen  zu u n ter­
w erfen , um die Freiheit der V erk eh rsm itte lw ah l so w e it a ls  m ö g lich  zu  g ew ä h r le i­
sten.

Im G üterfernverkehr sin d  A b w e ich u n g en  von  d ie sem  G ru n d satz  zu lä ss ig , w en n  das  
G esam tin teresse  d es  L andes d ie s  verlangt und an d ere  M assn ah m en  versagen . D er  
G ütertransitverkehr ist so w e it a ls  m ö g lich  a u f  d ie  S ch ien e  zu v erw eisen  (k o m b i­
nierter Verkehr).

In sow eit W ettbew erb zw isch en  S c h ie n e  un d  S trasse  b esteh t, in sb eso n d er e  im  G ü ­
terverkehr, s ind  V erzerrungen zu b ese it ig en . Es sind  u .a . fo lg e n d e  M assn ah m en
vorzu sehen:

-  D er Strassenschw erverkehr, d er d ie  d u rch  ihn  veru rsachten  Infrastru ktu rk osten  
nicht deckt, ist neu du rch e in e  b e so n d e r e 'le is tu n g sg ere ch te  A b gab e  b is  zur v o l­
len K osten d eck u n g  e n tsp rech en d  der K a p ita lrech n u n g  (G esa m trech n u n g ) zu b e ­
lasten.

-  D ie  D efiz itd eck u n g  b eim  ö ffen tlic h e n  G üterverkehr ist sch rittw eise  a b zu b au cn  
und sch lie ss lich  au fzu h eb en .

-  D ie  E inhaltung der A rb eils- un d  R u h ezcitvorsch riflen  so w ie  der zu lä ssig en  
H öch stgew ich te  im  S lrassen gü tervcrk eh r ist w irksam er zu kon tro llieren .

-  D ie  g ese tz lich en  R eg elu n g en  der A rb eits- un d  S o z ia lb ed in g u n g en  im  ö ffen tli­
chen  und privaten  G üterverkehr sin d  unter B erü ck sich tigu n g  der sp ez if isc h e n  
Eigenarten  d ieser  V erkehre sch rittw e ise  zu h arm on isieren .

-  N a ch g ew iesen e  u n tcrn ch m u n gsfrem d c L asten  un d  V orteile s in d  so w e it w ie  m ö g ­
lich  ab zu b au en  und im  übrigen  g e g en e in a n d e r  au fzu rech n en . A llfa llig e  Ü b er­
sch ü sse  sin d  mit d er A b g e ltu n g  für g em ein w ir tsch a ftlich e  L eistu n gen  zu  verrech ­
nen.

-  W ettb ew erbsverzerren de, b ez ifferb are  und d en  V erursachern zu rcch en b are  e x ­
terne K osten  un d  N u tze n  sin d  zu b erü ck sich tigen .

(jf D ie  u n tersch ied lich e  R egelu n g  für d ie  F in an zieru n g  der Infrastrukturkosten  von  
S ch ien e  und Strasse m u ss m in d esten s  im  V erkehrsnetz von  n ation a ler  B ed eu tu n g

"  G em ein t ist der «p r iv a te»  V erkehr.



b ese itig t w erd en . D esh a lb  to ll  der B und  d ie  F in an zieru n g  der In frastru ktu rk osten  
d es  E isen b a h n n etzes  von  n a tio n a ler  B ed eu tu n g  a n a lo g  zur F in a n z ieru n g  der N a tio ­
n a lstrassen  ü b ernehm en .

Zur Finanzierung des Verkehrssyslems

@  D ie  B en utzer d es  V erk eh rssyslem s h ab en  d ie  v o n  ih n en  veru rsach ten  K o sten  
gru n d sä tz lich  se lb er  zu  d ec k en . E ine A b w e ich u n g  vo n  d ie sem  G ru n d sa tz  is t nur  
zu lä ss ig , w enn  vom  V erk eh rssyslem  g em äss  Ü bergeordn eten  Z ie lse tzu n g en  g em ein -  
w irtsch aftlich e  L eistu n gen  erbracht w erd en  m Ossen od er  in tern a tio n a le  A b k o m m en  
en tg eg en steh en .

©  Zur F in an zieru n g  d er  V erkehrsinfrastruktur un d  se in er  ü b rigen  V erp flich tu n g en  
aus der a llg em ein en  V erk eh rsp olitik  r ichtet der B und zw ei F o n d s  e in , n äm lich  e i ­
n en  F o n d s fOr d en  Ö ffen tlichen  V erkehr un d  e in en  F o n d s fDr d e n  p riva ten  V erkehr. 
D ie  F on d s sin d  un ter s ich  derart a u szu g ie ich e n , d ass län gerfr istig  d ie  fc stg c lcg ten  
Z ie lse tzu n g en  so w o h l d es  Ö ffen tlichen  a ls  auch  d es  p rivaten  V erk eh rs erreicht w er­
d en  kOnnen.

K eich en  d ie  E in lagen  in  d ie  e in ze ln en  F o n d s vorü b ergeh en d  zur D e ck u n g  der A u f­
w en d u n g en  n icht au s, kann der B und v erz in slich e  V orsch ü sse  g ew äh ren .

@  D er  F o n d s für d en  Ö ffen tlichen  V erkehr d ien t zur D eck u n g  d er In frastru ktu rk osten  
d ie ses  V erkehrs un d  zur E rh altun g e in er  h in re ich en d en  L eislu n g sb e re ilsch aft. Er 
w ird g e sp iese n  d u rch  e in en  zw eck g eb u n d en en  Z u sch la g  vo n  h ö c h s te n s  20%  d es  
B asissteu eran sa tzes der U m satzsteu er  un d  durch d ie  In frastru k tu rb cn ü tzu n gsgc- 
bü hren der B ah n en  a u f  d em  N etz  von  n ation aler  B ed eu tu n g . M il d er  z w ec k g e b u n ­
d e n e n  B elastu n g  d es K on su m s so ll im  S in n e  e iner a llg em e in en  V crk eh rsstcu cr er­
reich t w erd en , d ass jed erm a n n , a ls o  au ch  der N ich tb en ü tzer  o d er  d er  nur g e le g e n t­
lich e  B en utzer Ö ffentlicher V erk eh rsm itte l, zur E rhaltung e in es  h in re ich en d en  L ei­
stu n g sa n g eb o tes  d es  Ö ffen tlichen  V erkehrs und zu e in e m  e n tsp rech en d en  L asten ­
a u sg le ich  an d ie  K an ton e  e in e n  a n g em essen e n  Beitrag le iste t.

@  D er  F on d s für d en  privaten  Verkehr d ien t zur D eck u n g  der In frastru ktu rk osten  d es  
S trassen verk eh rs, so w e it d er B und dafür h era n g ezo g en  w erd en  k an n . D azu  g e h ö ­
ren in sb eso n d ere  d ie  A u fw en d u n g e n  für d en  Bau un d  U n terh alt d e s  S trassen n etzes  
v o n  n ation a ler  B ed eu tu n g  un d  d ie  L asten a u sg le ich sza h lu n g en  an  d ie  K a n to n e  für 
ihre S tra ssen k o slen .

D er  F on d s für d en  p rivaten  V erkehr w ird g e sp iesen  du rch drei F ü n ftel d es R ein er­
trages d es  Z o lle s  a u f T re ib sto ffen  für m o lo r isch e  Z w eck e , aus d em  R einertrag b e ­
son d erer  T re ib sto ffzo llzu sch lä g e  so w ie  aus dem  B u n d esan te il an BcnO tzungsgcbO h-' 
ren im  Strassenverkehr, der d em  S trasscn n elz  von n a tion a ler  B ed eu tu n g  entspricht.

@  M ittel- b is lan gfristig  so lle n  d ie  Infrastrukturkosten  (in k l. B a u z in sen ) du rch d ie  B e­
nu tzer ged eck t w erd en , w o b e i d ie  K osten  der n eu  zu  rea lis ieren d en  Infrastruktur­
vorh ab en  m itzu b erü ck sich tigen  s in d , so w e it d ies v om  M arkte her tragbar ist. D ie  
In fraslru k tu r-B en ü tzu n gsgcb ü h ren  kOnnen in V erfo lgu n g  v erk eh rsp o litisch er  Z ie l­
setzu n g en  vorü b ergeh en d  gesen k t w erd en , z. B. zur E rreichun g e in er  g le ich m ä ssi-  
gen  A u slastu n g  vorh an d en er  Infrastrukturen.

Zu den Aufgaben der Schweizerischen Bundesbahnen

@  D ie  A u fgab en  der SB B  s in d  in d em  S in n e  neu zu u m sch re ib en , das* ih n en  für den  
B etrieb  säm tlich er  N e tz te ile  d ie  grOsstm O gliche u n tern eh m erisch e  F reiheit zu g e ­
w ähren  ist. In sb eso n d ere  so lle n  sie  für das L eistu n gsan geb ot u n d  d ie  Preise im  
P erson en fern verk eh r  so w ie  im W agen lad u n gs- und S tückgutverkchr se lb er  veran t­
w ortlich  sein . D ie  G ru n d sä tze  d es L eistu n gsau ftrages an d ie  SB B  sin d  v o n  d en  e id ­
g e n ö ssisc h e n  R äten m itte lfr istig  fe stzu leg en . Im R ahm en d ie ses  L eisiu n gsau ftrages  
h ab en  d ie  S ch w eizer isch en  B u n d esb a h n en  ihre u n tern eh m erisch en  Z ie lse tzu n g en



zu um sch reib en  und Ober d eren  E rfüllung p er iod isch  R ech en sch a ft a b zu leg en . S o ­
bald  d ie  SB B  ihre U n tern eh m u n g  im  R ahm en der G esam tV erk eh rsk on zep tion  nach  
der n euen  A u fgab en u m sch reib u n g  b etre ib en  k ön n en , s in d  a llfä llig e  D e fiz ite  vo rzu ­
tragen und in n e n  an g em essen er  Frist zu am ortisieren .

@  D ie Z u stän d igk eit zum  E n tsch eid  Ober d ie  E rstellu n g  n eu er  B ah n lin ien  u n d  a n d e ­
rer w ich tiger  A n la g en  von  n a tion a ler  B ed eu tu n g  ist un ter W ahrung d es  A n trags­
und M itsp rach erech ts der SB B  a u f d ie  e id g en ö ssisc h e n  R ate zu  Q bertragen.

@  D ie SB B  sind  zu  erm äch tigen , u n w irtsch aftlich e  V erk eh rsle istu n gen  e in zu sch rä n -  
ken, sic mit änd ern  V erkehrsm itteln  zu erbringen od er  sie  gan z  e in z u s te lle n , w enn  
ihn en  d ie  u n g ed eck ten  K osten  n ich t durch d ie  ö ffe n tlic h e  H and a b g e g o lte n  w er­
den.

Zu den Aufgaben der übrigen öffentlichen Transportunlernehmungen

D ie b ish er igen  K om p eten zen  d es  B u n d es bezO glich d es  « P o st- un d  T elegrap h en -  
w esen s»  sin d  en tsp rech en d  der h istor isch en  A u sleg u n g  ihres Inhalts in sk ü n ftig  ver­
fa ssu n gsrech tlich  in  das Post- un d  F ern m eld cm o n o p o l fü r d ie  V erm ittlu ng  von  
N ach rich ten  und K le in sen d u n g en  e in erse its  und in  d as  P erso n en b efö rd eru n g sm o -  
n op o l and erseits a u fzu g lied em . In das letztere ist d ie  A u sfü h ru n g  v o n  reg e lm ä ss i­
gen  g ew erb sm ässigen  Fahrten zur P erson en b eförd eru n g  ga n z  a llg em e in  e in g e ­
sch lo ssen . Es reicht som it Ober d en  p o sta lisch en  B ereich  h in au s.

D ie  PTT h ab en  d ie  R c isep o st rech n u n gsm ässig  von  d en  ü b rigen  P o std ien sten  zu  
trennen , um d en  V erbund mit änd ern  ö ffen tlich en  V erk ch rsd icn sten  zu erleich tern .

D ie  k o n zessio n ier ten  T ran sp ortu n tern eh m u n gen  sin d  bezO glich  Infrastrukturinve- 
s tition en , b etr ieb lich en  A u flagen  usw . s in n gem äss  g le ic h  zu  b eh a n d e ln  w ie  SB B  
und PTT, so fern  s ie  g le ich g e la g erte  A u fgab en  zu erfü llen  h ab en .

Zur V erb esserung der ö ffen tlic h en  V erk eh rsb ed ien u n g d er  R eg io n en  u n d  zur E rh ö­
hung der W irtsch aftlich keit d ie ses  V erkehrs ist d ie  Z u sa m m en fa ssu n g  der b e te ilig ­
ten ö ffen tlic h e n  T ran sp ortu n lern eh m u n gen  zu reg io n a len  E in h e iten  anzu streb en .

Zum neuen eidgenössischen Verkehrsrecht

©  D ie b ish er  in  der B u n d esverfassu n g  verstreuten  un d  u n tersch ied lic h en  G ese tzg e -  
b u n gsk om p eten zen  für d ie  e in z e ln e n  V erk eh rsbereiche s in d  in e in er  T e ilrev is io n  
zu sam m en zu fassen .

0  D er neue V erfassungstext so ll in sb eso n d er e  vorseh en :
-  d ie  K oord in ation  der In teressen  d es ö ffen tlic h e n  un d  priva ten  V erkehrs in der  

G esam tverk eh rs p o litik ,
-  d ie  A u fgab en te ilu n g  zw isch en  B und und K a n to n en ,
-  d en  G rund satz, dass d er Verkehr d ie  von ihm  veru rsach ten  K osten  se lb er  zu tra­

gen  hat,
-  d ie M ö g lich k e it, d en  G üterfernverkehr a u f der S trasse  b eso n d e rn  B estim m u n gen  

zu un terw erfen , w enn  d as G esa m tin teresse  d es  L an d es d ie s  verlan gt un d  and ere  
M assn ah m en  versagen,

-  d ie K om p eten z, zw eck g eb u n d en e  A b gab en  so w o h l für d en  ö ffen tlic h e n  w ie  für 
d en  privaten Verkehr zu erh eb en ,

-  d ie  V erw altung der zw eck g eb u n d en en  A b gab en  Ober je  e in en  F o n d s  für d en  ö f ­
fen tlich en  un d  d en  privaten  V erkehr mit der M ö g lich k e it e in e s  g e g en se itig en  
A u sg le ich s.

©  D ie K o m m issio n  beantragt d em  B und esrat, der T eilrev is io n  der B u n d esverfassu n g  
ihre T ex tvorsch läge  für d ie  N e u fa ssu n g  der A rtikel 36, 36 bl,p 36'*' und 37 im  K a p i­
tel 10.8 d ie ses  B erichtes zu G rund e zu le g e n .1*

11 S ieh e  A nhan g  10.



1

Q  N a ch  A n n ah m e der v o r g esc h la g c n e n  V erfassu n gsrev ision  du rch V olk  u n d  S U n d e  
ist zu n äch st e in  a llg e m e in e s  V erk eh rsgesetz  zu er la ssen , d u  in sb eso n d ere  d ie  Z ie l­
se tzu n g en  der G esa m tv crk eh rsp o litik  k on kretisiert, d as  V erk eh rsnetz  vo n  n a tio n a ­
ler B ed eu tu n g  fes tleg t, d ie  k oord in ierte  V erk eh rsp lan ung s ich erste llt so w ie  d ie  E in ­
ze lh e ite n  der F in an z ieru n g  u n d  d es L asten a u sg le ich s  ord n et.

©  G le ic h z e itig  ist d ie  A b g e ltu n g  der g e m e in w ir tsch a ftlich en  L eistu n gen  der S B B , der 
R e isep o st der PTT un d  d er  k o n zessio n ier ten  T ra n sp o rtu n tem eh m u n g en  e in - 
s ch lic ss lic h  der T arifan n S h eru n g  n eu  zu regeln . Ferner sin d  d ie  G r u n d p flich ten  des  
Ö ffen tlichen  V erkehrs (B etr ieb s- , B efÖ rderungs-, F ah rp lan- u n d  T a r ifp llic h l)  z u g u n ­
sten  e in er  grO ssem  F reih eit u n d  S e lb stvcran tw ortu n g  der U n tern eh m u n g en  a b zu ­
b au en .

Zur Reorganisation der Bundesverwaltung

@  A lle  A m tsste llen  der B u n d esverw altu n g , d ie  A u fg a b en  b etreu en , w e lch e  m it e iner  
k oord in ierten  sch w e iz er isch en  V erk eh rspolitik  in  e in em  d irek ten  Z u sa m m en h a n g  
s te h e n , s in d  im  V erkehrs- u n d  E n erg iew irtsch aftsd ep artem en t zu sa m m en zu fa ssen .

0  D ie  V o llzu g sa u fg a b en  b e tre ffen d  d en  Ö ffen tlichen  V erkehr zu L an d e u n d  zu W as- 
' ser, d en  S trassen b au , d en  p rivaten  S trassenverkehr, d en  L uftverkehr, d ie  private

S ch iffah rt un d  d ie  R o h r le itu n g en  s in d  im  E id g e n ö ssisch en  V erkehrs- u n d  E nerg ie- I
w irtsch aftsd cp artem en t je  b e s o n d e m  Ä m tern zu zu ord n en .

OJ
Q  FQr d ie  B earb eitu n g  a llg em e in er  verk ch rsp lan crisch cr un d  verk eh rsp o litisch er  i n

G ru n d la g en  so w ie  fOr d ie  K o o rd in a tio n  zw isch en  d en  V erkehrsträgern  ist e in e  b e ­
so n d e re  S la b sste llc  c in zu r ich ten . D ie se r  Stab to ll  w en ig ste n s  fOr d ie  E in fflhrungs- 
un d K o n so lid ieru n g sp h a se  d er  n eu en  G esam tverk eh rsp o litik  d irekt d em  D ep arte- 
m en tsv o rslch er  un terste llt se in .

Q  D a s V erkehrs- u n d  E n erg iew irtsch aftsd ep artem en t setzt e in e  s ü n d ig e  beraten d e  
K o m m iss io n  aus V ertretern der V crk eh rsw irtschaft, d er O r g a n isa tio n en  d er Vcr- 
kchrsbcnQ tzer, der L a n d esg eg en d en  un d  der W issen sch aft e in , w e lch e  a lle  w ich ti­
g en  vcrk eh rsp o litisch en  F ragen  zu  b egu tach ten  hat un d  d en  b e s tm ö g lic h e n  In teres­
sen a u sg le ic h  im  R ah m en  der G esa m tz ie le  der V erk eh rspolitik  anstrebt.

@  D er  Ü b ergan g  von  der h eu tig en  sck lo r ia lcn  O rgan isa tion  zur In tegra tion  ist so rg ­
fä ltig  zu p lan en  u n d  in sy stem a tisc h e n  A rb eitssch ritten  v o rzu n eh m en , um  d ie  W ei- 
terfO hrung der la u fen d e n  A u fg a b en  n ich t zu b ee in träch tigen  un d  H artefltlle  zu  ver­
m eid en .
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Anhang 3

Heutige Bestimmungen der Bundesverfassung über den Verkehr

Art. 2 4 -

D ic G esetzgebung über die Schiffahrt ist Bundessache.

Art. 26

D ie G esetzgebung über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen ist Bundessache. 

Art. 26*-

D ie G esetzgebung über Rohrleitungsaniagen zur Beförderung flüssiger oder gas­
förmiger Brenn- oder Treibstoffe ist Bundessache.

Art. 36
1 D as Post- und Telegrafenwesen im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft ist 
Bundessache.

1 Der Ertrag der Post- und Telegrafenverwaitung fällt in die eidgenössische 
Kasse.
1 D ie Tarife werden im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft nach den gleichen, 
möglichst billigen G rundsitzen bestimmt.

4 D ie Unverletzlichkeit des Post- und Telegrafengeheimnisses ist gewährleistet. 

Art. 36*-
1 Der Bund wird auf dem Wege der Gesetzgebung die Errichtung und Benützung 
eines Netzes von Nationalsirassen sicherstellen. Zu solchen können die wichtig­
sten Strassenverbindungen von gesamtschweizerischer Bedeutung erklärt wer­
den.
2 D ie Kantone bauen und unterhalten die Nationalstrassen nach den Anordnun­
gen und unter der Oberaufsicht des Bundes. Der Bund kann die einem Kanton 
obliegende Aufgabe übernehmen, wenn dieser darum nachsucht oder wenn es im 
Interesse des Werkes notwendig ist.

1 Der wirtschaftlich nutzbare Boden ist nach Möglichkeit zu schonen. Den durch 
die Anlage von Nationalstrassen entstehenden Nachteilen in der Verwendung 
und Bewirtschaftung des Bodens ist durch geeignete Massnahmen auf Kosten 
des Strassenbaues entgegenzuwirken.

4 D ie Kosten der Erstellung, des Betriebes und des Unterhaltes der National­
strassen werden auf den Bund und die Kantone verteilt; dabei sind die Belastung 
der einzelnen Kantone durch die Nationalstrassen sowie ihr Interesse und ihre 
Finanzkraft zu berücksichtigen.

*. . .
* D ie Nationalstrassen stehen unter Vorbehalt der Befugnisse des Bundes unter 
der Hoheit der Kantone.
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Art. 36"
1 Der Bund verwendet die Hälfte des Reinertrages des Treibstoffzolls und den 
gesamten Ertrag eines Zollzuschlages wie folgt für Aufgaben im Zusammenhang 
mit dem Strassen verkehr:

a. für seinen Anteil an den Kosten der Nationalstrassen;
b. für Beiträge an die Kosten des Baus der Hauptstrassen, die zu einem vom 

Bundesrat in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu bezeichnenden Netz 
gehören und bestimmten technischen Anforderungen genügen;

c. für Beiträge an die Aufhebung oder Sicherung von Niveauüberglngen, zur 
Förderung des kombinierten Verkehrs, des Transportes begleiteter Motor­
fahrzeuge und des Baus von Bahnhofparkanlagen sowie für andere Mass­
nahmen zur Trennung des Verkehrs;

d. für Beiträge an Umweltschutz- und Landschaftsschutzmassnahmen, die 
durch den motorisierten Straßenverkehr nötig werden, sowie an Schutz­
bauten gegen Naturgewalten längs Strassen, die dem motorisierten Verkehr 
geöffnet sind;

e. für allgemeine Beiträge an die Kosten der dem Motorfahrzeug geöffneten 
Strassen und den Finanzausgleich im Strassen wesen;

f. für Beiträge an Kantone mit Alpenstrassen, die dem internationalen Ver­
kehr dienen, und an Kantone ohne Nationalstrassen.

'S ow eit der Ertrag des zweckgebundenen Grundzolls zur Sicherstellung der 
in A bsatz 1 genannten Aufgaben nicht ausreicht, erhebt der Bund einen Zoll­
zuschlag.

Art. 37
' Der Bund übt die Oberaufsicht über die Strassen und Brücken aus, an deren 
Erhaltung die Eidgenossenschaft ein Interesse hat.

2 Für den Verkehr auf Strassen, die im Rahmen ihrer Zweckbestimmung der 
Öffentlichkeit zugänglich sind, dürfen keine Gebühren erhoben werden. Die 
Bundesversammlung kann in besonderen Fällen Ausnahmen bewilligen.

Art. 37*”
1 Der Bund ist befugt, Vorschriften über Automobile und Fahrräder aufzustel­
len.
J D en Kantonen bleibt das Recht gewahrt, den A utom obil- und Fahrradverkehr 
zu beschränken oder zu untersagen. Der Bund kann indessen bestimmte, für den 
allgemeinen Durchgangsverkehr notwendige Strassen in vollem oder beschränk­
tem Umfange offen erklären. Die Benützung der Strassen im Dienste des Bundes 
bleibt Vorbehalten.

Art. 37*"
D ie Gesetzgebung über die Luftschiffahrt ist Sache des Bundes.

Art.37*“*’
1 Der Bund stellt Grundsätze auf für Fuss- und Wanderwegnetze.

J Anlage und Erhaltung von Fuss- und Wanderwegnctzen sind Sache der Kan­
tone. Der Bund kann ihre Tätigkeiten unterstützen und koordinieren.

* In Erfüllung seiner Aufgaben nimmt der Bund auf Fuss- und Wandcrwegnetze 
Rücksicht und ersetzt Wege, die er aufheben muss.

* Bund und Kantone arbeiten mit privaten Organisationen zusammen.
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Uebergangsbestimmungen

Art 16
U nter Vorbehalt der Änderung durch die Gesetzgebung betragt der Zollzuschlag 
au f Treibstoffen 30 Rappen je  Liter.

Art. 17
1 Der Bund erhebt für die Benützung der dem allgemeinen Verkehr geöffneten 
Strassen auf in- und ausländischen Motorfahrzeugen und Anhängers mit einem  
Gesamtgewicht von je über 3,5 Tonnen eine jährliche Abgabe.

1 Diese Abgabe betragt:
a. für Lastwagen und Sattelmotorfahrzeuge

-  von über 3^ bis 11 Tonnen ............................................. 500 Franken
-  von über 11 bis 16 Tonnen ..............................................  1500 Franken
-  von über 16 bis 19 Tonnen ..............................................  2000 Franken
-  von über 19 Tonnen ........................................................  3000 Franken

b. für Anhänger
-  von über 3,5 bis 8 Tonnen ..............................................  500 Franken
-  von Über 8 bis 10 T onnen ................................................  1000 Franken
-  von über 10 Tonnen ........................................................  1500 Franken

c. für Gesellschaftswagen ......................................................  500 Franken
1 Der Bundesrat bestimmt für Fahrzeuge, die nicht das ganze Jahr in der Schweiz 
im Verkehr stehen, oach Gültigkeitsdauer abgestufte Abgabesatze; er berück- 
sichtigt den Erhebungsaufwand.

4 Der Bundesrat regelt durch Verordnung .den Vollzug. Er kann für besondere 
Fahrzeugkategorien die Ansätze im Sinne von Absatz 2 festlegen, bestimmte 
Fahrzeuge von der Abgabe befreien und Sonderregelungen treffen, insbesondere 
für Fahrten im Grenzbereich. Durch solche dürfen im Ausland immatrikulierte 
Fahrzeuge nicht bessergestellt werden als schweizerische. Der Bundesrat kann 
für Übertretungen Bussen vorsehen. D ie Kantone ziehen die Abgabe für die im 
Inland immatrikulierten Fahrzeuge ein.

’ D ie Erhebung dieser Abgabe ist auf zehn Jahre befristet. Vor Ablauf dieser 
Frist kann auf dem Wege der Gesetzgebung ganz oder teilweise auf die Abgabe 
verzichtet werden.

Art. 18
1 Der Bund erhebt für die Benützung der Nationalstrassen erster und zweiter 
Klasse auf in- und ausländischen Motorfahrzeugen und Anhängern bis zu einem 
Gesamtgewicht von je 3,5 Tonnen eine jährliche Abgabe von 30 Franken.

1 Der Bundesrat regelt durch Verordnung den Vollzug. Er kann bestimmte Fahr­
zeuge von der Abgabe befreien und Sonderregelungen treffen, insbesondere für 
Fahrten im Grenzbereich. Durch solche dürfen im Ausland immatrikulierte

Fahrzeuge nicht bessergesteilt werden als schweizerische. Der Bundesrat kann 
für Übertretungen Bussen vorsehen. Die Kantone ziehen die Abgabe für die im 
Inland immatrikulierten Fahrzeuge ein und überwachen die Snhaltung der Vor­
schriften bei allen Fahrzeugen.
1 Die Erhebung dieser Abgabe ¡st auf zehn Jahre befristet. Vor Ablauf dieser 
Frist kann auf dem Wege der Gesetzgebung ganz oder teilweise auf die Abgabe 
verzichtet werden.
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Liste neuerer kantonaler Verkehrsgesetze, welche die Förderung des 

öffentlichen Verkehrs bezwecken

ZH Gesetz über den öffentlichen Personenverkehr (Verkehrsverbund), ange­
nommen am 6. März 1988

BE Gesetz über den öffentlichen Verkehr (in Kraft seit 1.1.87)

LU Gesetz über die Förderung des regionalen öffentlichen Verkehrs 
(vom 16.9.75)

UR Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs.
Tritt rückwirkend auf den 1.1.88 in Kraft, falls es von den Stimm­
berechtigten angenommen wird.

SZ Gesetz zur Förderung des öffentlichen Verkehrs (vom 11.8.87)
(Im Kantonsrat angenommen)

NW Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs (Verkehrsgesetz) 
(vom 24.4.87)

GL Gesetz über die Förderung des regionalen öffentlichen Verkehrs 
(vom 3.5.87)

ZG Gesetz über den öffentlichen Verkehr (vom 6.11.87)

SO Gesetz für den öffentlichen Verkehr
(Vorschlag des Regierungsrates vom 18.1.88)

BS Tarifverbünd Nordwestschweiz (vom 1.6.87)

BL Gesetz zur Förderung des öffentlichen Verkehrs (vom 18.4.85) 
Tarifverbünd Nordwestschweiz (vom 1.6.87)

SH Gesetz über die Förderung des regionalen öffentlichen Verkehrs 
(vom 22.12.87)

AI Gesetz betr. Beiträge an öffentliche Verkehrsunternehmen 
(vom 24.4.77)
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SG Gesetz zur Förderung des öffentlichen Verkehrs (z.Zt. in parlamen­
tarischer Beratung)

GR Verkehrsgesetz für den Kt. GR
(Kommission Cadruvi, Vorbereitungphase)

AG Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs 
(Verkehrsgesetz vom 1.1.76)

TG Gesetz über die Förderung des öffentlichen Verkehrs 
(Vorschlag des Regierungsrates vom 20.10.87)

VS Loi sur l'encouragement des entreprises de transports publics 
(du 3.2.75)

GE Loi sur les transports publics genevois 
(du 21.11.75)

*  *  
*


